
r

an r ert re l 8 4 rr i 2 en ne ae e e n i 5n e e

u h
i Reur Welt“

oftet monallich 10 pk.

rtaianr 80 p.
Celephon Tr. 1047.

Celegramm-RKdreſſeS volkeblati Hauelaalz. 3

v n ere
er

e M

Halle a. S. Dienstag g den 26. Januar 1909.

Sozialdemokratiſches Organ

20. Jahrg.

7 engere S
beträgt fär die 6 gelpaltene
Petitj eitle oder deren Raum

90 pfennig,
für auswärtige Anzeigen

95 pfennig.
Im erdakttonellen Cetle

Koſtet dir Deile 76 Pfennig.

Inſerate
r dir fällige Qummer

mrüllen (pätellens die vor
mittags halb v Uhrin der
Expedition auſgegeben

lein.
4

Eingetragen in die

Polkjeitungsliſke. 3

für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delißſch- Bikkerfeld,
Paumburg Weißenfels Zeiß, Wittenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga

Expedition Harz 42/43. und die Mansfelder Kreiſe. Redaktion Harz 42/43.

Ein Demonſtrationstag.
Das BProletariat Preußens hat am geſtrigen Sonntag

wiederum mit aller Kraft den Kampf gegen das gehäſſige
Klaſſenwahl, recht“ aufgenommen. Jn zahlreichen Städten
fanden Demonſtrationsverſammlungen ſtatt, und in ungezähl-
ten weiteren Orten werden in den nächſten Tagen die Maſſen
des Volkes zuſammenſtrömen, nachdem das Klaſſenparlament
ſelber erneut ſeine Unfähigkeit demonſtriert haben wird, das
Klaſſenrecht in den Orkus zu befördern.

Das Volk beginnt wirklich zu erwachen! Der Sozial-
demokratie beſtätigt ſich aufs neue die alte Erfahrung, daß
ſie nur im Kampfe ihre Kräfte mehrt. Je planmäßiger
und energiſcher ſie den Kampf für gleiches Wahlrecht in Preu
ßen führt, deſto gewaltiger ſind die Scharen, die ſie aufrüttelt,
in ihre Reihen ſtellt und zu aktiven Kämpfern ſchult. Jm
Kampfe ſelber kommt dann allen Gliedern bald die notwendige
Klarheit, daß der Kampf fürs Wahlrecht nur ein kleiner
Teil des großen Klaſſenkampfes iſt, den die arbeitende
Klaſſe gegen die beſitzende und herrſchende führt.

Und es war der geſtrige Fonntag wiederum ein Rekrutie-
rungstag für neue Streiter und ein Manövertag für die be
währten. Die Klaſſenſolidarität machte neue Fortſchritte.
Dort, wo Demonſtrationen in Sälen und Straßen ſtattfanden,
ſchulten die Proletarier ihre Aktionskraft, ihren Mut und ihre
Energie. Das iſt der politiſche Gewinn, auf den die Klaſſe
ihre Hoffnung ſetzt. Auch das Proletariat in Halke ſtellte
ſich in die Reihen der Aktiven und forderte in einer demon
ſtrativen Maſſenverſammlung das politiſche Erſtgeburtsrecht
des Volkes.

Doch ſo energiſch immer die Stimme des Volkes fordert und
heiſcht, ſo klar wird es den Kämpfern, daß das alles erſt der
ſehr beſcheidene- Anfang iſt, daß die Maſſen erſt beginnen,
die ſchlummernden Kräfte in politiſche Aktion umzu-
ſetzen. Welch' verpflichtende Erkenntnis legt ſich laſtend immer
wieder in unſere Hirne: Tauſende, Hunderttauſende ſtehen noch
fern, hindern uns, lähmen die Entfaltung der ganzen Kraft
der Klaſſel Und doch gehören dieſe Maſſen zu uns, ſind Glie-
der des ſchaffenden Volkes, ſind Fleiſch von unſerem
Fleiſch!

Der Demonſtrationstag wird erſt fruchtbar und erfolgreich,
wenn er den aktiven Maſſen ihre Macht, aber zugleich

ihre bisherige Ohnmacht
zeigt!

Dieſe Ohnmacht, dieſe äußere Erfolgloſigkeit ihres Kampfes
muß den Maſſen die Hirne ſtählen, muß die Energie flammend
empören, anf daß ſie ſich verdoppele, vertauſendfache, und mit
gewaltiger Kraft die Aufklärung, die Werbung des Volkes ge
rüſtet und gefördert werde!

Geſchieht das, dann war der Tag erfolgreich!
Politiſche Erfolge ſind einfache Fragen der Macht und der

Energie. Die Arbeiterklaſſe iſt die überwältigende
Mehrheit des Volkes, die Sozialdemokratie ihr agktiver
Kern. Der Kampf um gleiches Wahflrecht iſt der Kampf der
Klaſſe für die Bahn zu ihrer politiſchen Befreiung. Darum:

Werbt Rämpfer! Stählt und ſchult Euch
Organiſiert die Klaſſe Eint den Malſenwillen:

Das ſind die Lehren der Demonſtration!

Straßendemonſtrationen in Berlin.
Aus Berlin wird uns geſchrieben:
Berlin ſtand am Sonntag unter dem Eindruck ſozialdemo-

kratiſcher Wahlrechtsdemonſtrationen Weite Straßenzüge der
Vorſtädte waren erfüllt von gedrängten, das Wahlrechtslied
ſingenden begeiſtert bewegten Menſchenmaſſen. Selbſt die ge
heiligte Prachtſtraße Unter den Linden konnte trotz eines
Maſſenaufgebots von Röſſern und Reiſigen nicht ganz davor
bewahrt werden, daß ihre Fenſterſcheiben nach den vorſchrifts-
widrigen Rhythmen der Marſeillaiſe klirrten. Zwar nimmt
es der Polizei keiner, daß ihre Strategie ſich diesmal beſſer be
währte als am 10. Januar 1908, an dem ſich ſtungenlang Züge
von Demonſtranten über die Linden bewegen konnten,' aber
es wäre dennoch ſehr verkehrt, wenn die polizeilichen General
ſtäbler des Straßenmanövers an ihren Sieg glauben und die
am 24. Januar erprobte Methode nun für die Zukunft beibe
halten wollten. Dieſe geniale Methode, größere Anſamm-
lungen im Innern der Stadt zu verhindern, leidet nämlich
an dem Fehler, daß ſie nicht wiederholt, geſchweige denn auf
die Dauer beibehalten werden kann.

Bexlin war am Sonntag in Quartiere geteilt, von denen
jedes von allen anderen durch undurchdringliche Poligziſten-

hecken getrennt war. Der Verkehr des Publikums, nicht bloß
der Demonſtranten, war dadurch dauernd gehemmt und zeit-
weilig völlig gelähmt. Wieviel Schäden durch Zeitverluſt,
Ausbleiben von Gäſten in Café- und Gaſtwirtſchaften uſw.
verurſacht wurden von den vielen verdorbenen Sonntags-
vergnügen ganz abgeſehen läßt ſich nicht zählen. Berlin
ſtand vollſtändig unter dem Terror, allerdings nicht der Ar-
beiter ſondern der Polizei.

Der eigentliche Beruf von Straßen, zumal von Straßen
einer Weltſtadt, beſteht nicht darin, daß ſie abgeſperrt werden.
Und die normale Aufgabe der Polizei beſteht darin, den Ver
kehr zu erleichtern und vor Störungen zu bewahren, nicht
aber ihn durch Schutzmannsketten zu ſtrangulieren. Solche
Maßnahmen läßt ſich der friedliche Bürger zur Not einmal
im Jahre gefallen, wenn er ſich an Leib, Leben und Eigentum
bedroht fühlt. Wenn er aber weiß. daß ihm von ſeiten der
demonſtrierenden Arbeiter nichts „Böſes“ droht, wenn er er
fährt, daß dieſe Leute nichts anderes wollen, als für ein gutes
Recht mit friedlichen wenn auch lebhaften und draſtiſch wirken-
den Mitteln eintreten, dann wird er raſch bemerken, daß der
eigentliche Störer und Beläſtiger von Berlin nicht die Ar-
beiterſchaft iſt.

Wer kann die Arbeiter Berlins hindern, das was ſie an
10. Januar 1908 und an dieſem Sonntag wieder geübt haben,
zur Gewohnheit zu machen? Wer kann behaupten, daß
die Prachtſtraße Berlins nur für bummelnde Studenten und
elegante Mißiggänger, nicht aber auch für Arbeiter im ein-
fachen Rock geſchaffen wäre? Geſetzt den Fall, die Berliner
Arbeiter wollten für ihre Gleichberechtigung zunächſt dadurch
demonſtrieren, daß ſie auf ihrem elementarſten Recht als Be
wohner Berlins beſtänden, nämlich auf dem Recht, ſpazie
ren gehenizu dürfen durch welche Kunſtſtücke zu Fuß

pder zu Pferde will die Polizei fie dauernd an der Ausübung

preußiſchen Junkerparlamente erörtert.

dieſes einfachen und natürlichen *Bürgerrechts verhindern
Sehr geſchwind würde ſich bei einer ſolchen Probe zeigen, daß
es die Arbeiter ſind, die den längeren Atem haben, und
raſch würde die Polizei begreifen, daß es viel beſſer iſt, zu
Zeiten einmal große und einheitliche Demonſtrantionen in
ruhiger Ergebung mit anzuſehen, als ſich in einen langwierigen
Kleinkrieg zu verwickeln, der naturgemäß nur mit der voll
ſtändigen Niederlage polizeilicher „Regelung“ enden kann.

Der letzte Sonntag hat abermals gezeigt, daß der Polizei
gegenüber demonſtrierenden Arbeitern nur zwei Möglichkeiten
offen bleiben: entweder ſie läßt die Arbeiter demonſtrieren,
oder ſie demonſtriert ſelber für ſie. Auf keinen
Fall kann ſie den Zweck der Uebung vereiteln, der darin beſteht,
die noch nicht zu politiſchem Bewußtſein erwachten Teile der
Bevölkerung kräftig aufzurütteln. Warum die Menſchen
mengen auf den Straßen? Wem gelten ihre Hochrufe? Was
bedeuten ihre Lieder? Was rennen und reiten die Schutz
leute, warum ſtoßen und treiben ſie friedliche Paſſanten vor
ſich hin, warum ſperren ſie Straßen und Gaſſen mit bewaff-
neter Macht, als ob feindliche Erobererſcharen in die Stadt
gefallen wären? Das ſind Fragen, die ſich jetzt dem Gleich
gültigſten, Teilnahmsloſeſten ganz von ſelber aufdrängen und
ihn nicht in Ruhe laſſen, bis er die Löſung gefunden hat.

Die Polizei rechnet falſch. Sie vergißt, daß die Geſetze der
Straßenſtrategie weſentlich verſchieden ſind von den Geſetzen
politiſcher Logik. Für die politiſchen Gedanken, die von einer
Straßendemonſtration ausgelöſt werden, gibt es keine ver-
botenen Straßen und keine Polizeiſpaliere. Ob da oder dort
gegangen wird, und ob es gelingt, ſich an dieſem oder jenem
Punkt zu verſammeln, iſt verhältnismäßig gleichgültig. Die
Schutzleute zwingen die Paſſanten, beſtimmte Wege einzu
ſchlagen, die Demonſtranten zwingen das Denken der Be
völkerung in eine beſtimmte Richtung! Und ſo bleiben ſie
auf alle Fälle die Stärkeren.

Die Demonſtrationsverſammlungen in Berlin und Um
gegend, ſo wird uns von anderer Seite noch gemeldet, hatten
einen ungeheuren Beſuch aufzuweiſen. Die große Mehrzahl
der Demonſtranten konnte in den Sälen keinen Platz finden,
weshalb ſie auf der Straße den Schluß der Verſammlungen
ab warteten. Nach Beendigung der Verſammlungen entfalte-
ten ſich machtvolle Straßendemonſtrationen, die im Gegenſatz
zu früher von der Polizei nicht beläſtigt wurden. Die Polizei
hatte ſich in der Hauptſache darauf beſchränkt, den Schloßbezirk
abzuſperren. Die Paſſage unter den Linden war freigegeben
bis dort, wo die Friedrichſtraße die Linden kreuzt. Dort wurde
den Maſſen der Durchgang verwehrt und alles nach der Frie
drichſtraße zu abgedrängt. Jn den Vororten war Gendar
merie „hoch zu Roß“ und die ganzen Poliziſten und Nacht

wächter aus der Umgebung zuſammengezogen; aber auch ſie
verhielten ſich vollſtändig paſſiv. Die Abſperrung des Schloß

bezirks wurde auch in den Abendſtunden noch aufrecht erhalten.
Ernſtere Zuſammenſtöße ſind bis gegen Abend nicht bekannt

geworden.

Die Wahlrechtsfrage vor dem Junkerparlament. Am heu-
tigen Montag wird der Freiſinnige Wahlrechtsantrag im

Die Begründung des
Antrages iſt dem Abg. Träger übertragen worden. Außer
ihm wird auch der freiſinnige Abg. Hoff ſprechen und ſchließ-
lich noch Dr. Wiemer, dem offenbar die Aufgabe zufällt,
den günſtigen Eindruck zu verwiſchen, den die Rede Trägers
vielleicht machen wird. Von unſerer Seite ſpricht Gen. Ströbel,

Fürſt Bülow will ſich auf eine kurze Erklärung beſchränken.
Damit die Herrſchaften nicht geſtört werden, ſoll ein großes
Polizeiaufgebot dafur ſorgen, daß vor dem Landtag keine An-
ſammlungen ſtattfinden.

Schleichende Regierungskriſe.
Unſere Mitteilungen über die eigentlichen Beweggründe der

letzten Rede des Reichskanzlers werden jetzt von verſchiedenen
burgerlichen Blättern beſtätigt. So erklärt die „Köln. Volks-
zeitung“, es ſei ein offenes Geheimnis, daß die Meinungsver-
ſchiedenheiten in der konſervativen Fraktion in der letzten Zeit
zuweilen einen kriſenhaften Charakter angenommen hätten.
Die Verſtimmung gegen den Fürſten Bülow könne zu Weite-
rungen aber nur unter der Vorausſetzung führen, daß die
Konſervativen noch die frühere Aktionskraft beſäſſen und das
Ohr des Kaiſers für ſich hätten. Jn der Umgebung des
Kaiſers ſtänden aber heute Vertraute Bülows, deren mächtig-
ſter der Oberhofmeiſter v. Mirbach ſei, der oft Vermittler von
Bülows ſonſt ſchwer durchzuſetzenden Wünſchen geweſen ſei.
Mirbachs Einfluß ſei es auch gelungen, die Erregung des
Kaiſers über die „Daily Telegraph“-Affäre zu beruhigen.

Die „Nationalzeitung“ meint dazu, daß die „Offenbarungen“
der „Köln Volkszeitung“ nichts neues enthielten. Es iſt alſo
richt ig. daß die Stellung des Reichskanzlers heute nur noch

wie wir bereits am 19. Januar ſchrieben auf ſeiner
Freundſchaft mit einem ſtark ramponierten Hofmann beruht.
Jn abſolutiſtiſchen Staaten weiß man ja ſonſt nie recht genau,
welcher Kammerdiener du jour die Zügel der Regierung führt;
es iſt alſo immerhin ein Vorteil zu wiſſen, daß wir augen
vlicklich in dem vom Konto-K-Skandale Bekannten das unſicht
bare Oberhaupt des Deutſchen Reiches verehren dürfen.

Inzwiſchen verharrt das Junkertum dem Reichskanzler
gegenüber in ſeiner feindſeligen, unnachgiebigen Haltung. Zwar
die „Kreuzzeitung“ ſucht einzulenken, aber das offizielle Partei
organ, die „Konſervative Korreſpondenz“ erklärt:

Jn Nr. 58 des „Tag“ findet ſich unter der „Politiſchen
Rundſchau“ eine Mitteilung über die Stellungnahme der
konſervativen Partei als ſolche zu der Danziger Rede des
Herrn v. Oldenburg, welche den Anſchein erweckt, als ob
die Parteileitung mit den Hauvptgedanken des Herrn von
Oldenburg, inſonderheit auch bezüglich der Nachlaßſteuer,
nicht einverſtanden ſei. Eine ſolche Auffaſſung liegt der
konſervativen Parteiteilung fern.

Die Leitung der konſervativen Partei hält alſo zu Olden-
burg, nicht zu Bülow. Jhre „antinationale Arroganz“ ver
weigert dem notleidenden Reich die Beſteuerung des reichen
Erbes. Aber Fürſt Bülow wird ſicher nicht den Reichstag auf
löſen mit der Parole „Gegen die Konſervativen“; ſondern er
bittet die Konſervativen hübſch friedlich zu bleiben und ihm
nichts zuleide zu tun.

Die Sehnſucht des Reichskanzlers „Frieden zu haben mit
ſeinem Volke“ geht jetzt ſogar ſo weit. daß er ſein neues Sozia-
liſtengeſetz nun auch in der „Nordd. Allg. Zeitung wieder
dementieren läßt. Da wird feierlich erklärt:

Jn der ſozialdemokratiſchen und einem Teil der Zentrums-
preſſe iſt die Auffaſſung zum Ausdruck gelangt. als habe der
Reichskanzler und Miniſterpräſident in dieſer Rede ein Ge
ſetz gegen die Sozialdemokratie angekündigt. Das war um
ſo irriger, als Fürſt Bülow wörtlich bemerkte: „Um das
zu tun. muß die Regierung aber die Ueberzeugung erlangt
haben, daß die vorhandenen Mittel und eine ſtetige frucht
loſe Anwendung dieſer Mittel nicht ausreichen. Dieſe Ueber-
zeugung hat die Regierung noch nicht gewonnen.“ Der
Finanzminiſter Frhr v. Rheinbaben ſtellte tags darauf einer
dahingehenden Wendung des ſozialdemokratiſchen Redners
gegenüber feſt: „Der Reichskanzler hat geſtern nicht ein
Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiter eventuell angekündigt,
ſondern nur geſagt, daß in Zukunft ſich vielleicht die Not
wendigkeit eines Spezialgeſetzes gegen die Sozialdemokratie
ergeben könne.

Der Herr Reichskanzler dementiert ſich. Heute ſo, morgen
ſo und übermorgen vielleicht gar nicht mehr.

Feſt ſteht in all dem Hin und Her nur das planmäßige Fort
ſchreiten der Sozialdemokratie.

Politiſche Uebersicht.
Halle, den 25. Jannar 1909.

Aus dem Reichstage.
Der Reichstag rahm am Sonnabend zunächſt die Wechſel

ſtempelſteuervorlage debattelos an und wandte ſich
dann einem dem preußiſchen Partikularismus mühſam abge-
rungenen Geſetze zu, durch welches verfügt werden ſoll, daß die

Beamten in dipyl an ihrem Wohnorte beſteuert wer
den, auch wenn derſelbe jenſeits der Landesgrenze liegt, wäh
rend bisher der Staat die Steuern erhob, der die betreffenden
Beamten beſoldete. Das Arbeiterintereſſe wird durch den Ge
ſetzentwurf ſehr wenig, oder doch nur indirekt berührt. Ge
noſſe Binder erklärte ſich namens unſerer Fraktion mit der
Tendenz des Geſetzes einverſtanden. Eine ganze Schwadron
kleinſtaatlicher Abgeordneter, NeumannHofer aus LippeDet-
mold, Brunſtermann aus Schaumburg-Lippe, Enders aus
Meiningen, von Damm aus Braunſchweig, fochten ohne Rück
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ſicht auf Fraktionszugehörigkeit gegen den auch hier zutage
tretenden Preußenſanatismus der Junker, der ſich doch wieder
wenigſtens inſoweit durchſetzte, daß die urſprünglich für den
ſelben Tag geplante zweite Leſung verſchoben wurde.

Hierauf fuhr man in der Beſprechung der Jnterpellationen
über das Vereinsgeſetz fort. Den wohlbegründeten An
klagen der polniſchen Redner ſuchte ſich VBethmann- Hollweg mit
einer Geſchmeidigkeit, um die Aale und Schlangen ihn beneiden
könnten, zu entziehen. Damit handelt er nicht nach dem Ge
ſchmack des Reichsverbandgenerals Liebert, der auch Bethmann-
Hollweg gern in Küraſſierſtiefeln einherſtolzieren ſähe. Als
unfreiwilliger Komiker ſtellte ſich Liebert mit ſeiner Sonn-
abendrede ebenbürtig ſeinem Blockbruder Müller-Meiningen an
die Seite, der an dieſem Tage erneut den Mund a un ſich
veranlaßt ſah. Uneingedenk der alten Lehre, daß shaus
bewohner nicht mit Steinen ſchmeißen ſollen, jammerte der
emeritierte Statthalter von Oſtafrika über Boykott und der an
Schimpfgewandtheit einen Rohrſpatzen beſchämende Müller für
Meiningen über Beleidigungen, die man ſeiner erhabenen
Perſon antue. Die fauſtdickſten Schimpfworte des Müller ließ
der biedere Johannes Kämpf, der während des größten Teils
der Sitzung den Präſidentenſtuhl zierte, ungerügt hingehen.
Der Mann paßt in die Blockära. Hoffentlich bringt er es noch
bis zum ſchwarzen Adler. Derſelbe Blockgreis, der ſeinen
Müller ungeſtört ſchimpfen ließ, unterbrach wieder einmal die
vortreffliche Rede des Genoſſen Ledebour, weil dieſer mit den
freiſinnigen Verrätern der Volksrechte erneut Abrechnung hielt,
mit einem albernen Ordnungsruf. Man verſteht die Lobſprüche,
die das Organ des dicken Knutenörtels fortgeſetzt dem biederen
Johannes ſpendet. So ein millionenſchwerer Hausagrarier iſt
ein Vorſitzender nach dem Herzen der Landagrarier.

Am Montag will man ſich über unlauteren Wettbewerb
unterhalten.

Sozialdemokratiſche Anträge zum Etat des Jnnern.
Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion hat zum Etat des

Jnnern eine Anzahl Reſolutionen geſtellt. Dieſelben betreffen:
Schutz der Arbeiter in der Groß -Eiſeninduſtrie, dann
wird verlangt eine Verordnung über Einrichtung und Betrieb
von Metallſchleifereien, eine andere Reſolution ver
langt die Vorlegung eines Reichsberggeſetzes, und eine
dritte Reſolution bezieht ſich auf den Schutz der Arbeiter in der
Glasinduſtrie. Jn all dieſen Anträgen wird eine Ver-
kürzung der Arbeitszeit und die Schaffung ſanitärer Einrich-
tungen ſowie Beſchränkung der Ueberarbeitszeit verlangt.

Aus Gotha wird gemeldet: Der gemeinſchaftliche Landtag
für die Herzogtümer Koburg-Gotha beſchäftigte ſich am Sonn-
abend mit einem Antrage unſeres Genoſſen Bock auf
reichsgeſetzliche Regelung der berg baulichen Verhältniſſe.
Der Antrage wurde einſtimmig angenommen.

Die Schulreform im württembergiſchen Landtage.
Der württembergiſche Landtag beendete nach dreitägiger

Debatte die Beratung über die erſten vier Artikel desjenigen
Teiles des Schulgeſetzes, welcher ſich mit der Ortsſchulaufſicht
befaßt. Es beſteht ſchon lange eine heftige Oppoſition im
Volke und ſelbſtverſtändlich auch in der Lehrerſchaft gegen den
Fortbeſtand der geiſtlichen Schulaufſicht. Der Regierungsent-
wurf trug dieſer Strömung nur inſofern Rechnung, als er dem
Ortsſchulrat die ſogenannte techniſche Aufſicht abnahm, und ſie
auf den Bezirksſchulaufſeher, der in Zukunft ein Fachmann
ſein ſoll, übertrug. Dagegen wollte die Regierung den Geiſt
lichen in allen nicht voll ausgebauten Volksſchulen die perſön
liche Aufſichtsführung über das dienſtliche und außerdienſtliche
Verhalten der Lehrer überlaſſen und ihnen außerdem das Recht
des Schulbeſuches übertragen. Die Sozialdemokratie ſah es
deshalb als ihre Aufgabe an, durch verſchiedene im Plenum
eingebrachte Anträge die geiſtliche Schulaufſicht noch weiter ein
zuſchränken, was ihr in einigen weſentlichen Punkten auch
gelang. So fand ein Antrag Annahme, der dem Ortsſchulrat
nur die Beſchwerdeführung über dienſtliche Verfehlungen der
Lehrer als Aufgabe zuwies, anſtatt der verlangten Aufſicht über
die Lehrer. Ein zweiter Antrag, der angenommen wurde, be
ſagt, daß dieſe Beſchwerdeführung niemals vom Ortsſchulauf-
ſeher ſelbſtändig, ſondern nur auf Beſchluß des Ortsſchulrates,
in dem die Lehrerſchaft vertreten iſt, ausgeübt werden kann.
Gegen dieſe Anträge ſtimmten nur Zentrum und Konſervative.
Weiterhin wurden noch einige kleine Verbeſſerungen durch
ſozialdemokratiſche Anträge erzielt.

Deutſches Reich.
Die Niederlage der Chriſtlich-Sozialen in Siegen gibt der

geſamten politiſchen Tagespreſſe Anlaß, eingehende Betrach-
tungen anzuſtellen. Jn der „Staatsbürgerzeitung“ nimmt der
durchgefallene Kandidat Lizentiat Mum m ſelbſt das Wort und
ſtellt die unglaubliche Behauptung auf, daß er „dem Geiſt der
Lüge“ erlegen ſei. Dabei wird von allen Parteien überein-
ſtimmend feſtgeſtellt, daß von keiner Partei unverfrorener ge-
logen wurde, als gerade von den ChriſtlichSozialen. Herr
Mumm tröſtet ſich mit einem Telegramm, das ihm Stöcker
geſchickt hat, und hofft, daß der Wahlkreis das nächſte Mal
anders entſcheidet.

Der Gottesmann Mumm hat entſchieden Pech; bei den letzten
Landtagswahlen glaubte er. beſtimmt in den Landtag zu kommen
und erlebte einen glänzenden Reinfall. Und jetzt bei der
Reichstagswahl iſt es ihm nicht beſſer gegangen, wohl der beſte
Beweis dafür, daß die Wähler von der ganzen Stöckerei nichts
mehr wiſſen wollen.

Miniſterwechſel in Sachſen. Wie beſtimmt verlautet, ſoll
der ſächſiſche Staatsminiſter Graf Hohenthal demnächſt durch
den derzeitigen ſächſiſchen Geſandten in Berlin, Graf Fitzthum
von Eckſtädt, erſetzt werden. Graf Hohenthal iſt ſchwer erkrankt.

Eine Steuer auf Ziegelſteine als Erſatz für die Nachlaß-
ſteuer empfiehlt die Deutſche Tageszeitung“. Sie berechnet,
daß dieſe Steuer 90 Millionen Mark einbringen könnte, dafür
ſollen die Ziegeleien vor jeder Konkurrenz geſchützt ſein.

Zentrum gegen Nationalliberale. Jm Wahlkreiſe Bingen-
Alzey haben die Nationalliberalen den bekannten politiſchen
Radaumacher Dr. Becker als Reichstagskandidaten aufgeſtellt.
Dieſe Kandidatur ſcheint dem Zentrum doch zu bunt geweſen
zu ſein, denn eine Vertrauensmännerverſammlung der Zen-
trumspartei hat beſchloſſen, nunmehr einen eigenen Kandidaten
aufzuſtellen. Damit wird der Ausgang der Wahl ziemlich un
gewiß.

Peters noch einmal vor Gericht. Gegen das landgericht-
liche Urteil im Petersprozeß iſt von der „Münchener Poſt“
Reviſion eingelegt worden.

Der Hofbericht. Ueber die politiſche Tätigkeit des Kaiſers
ſoll künftig nur noch zweimal wöchentlich im „Reichsanzeiger“
berichtet werden. Der ſeitherige Hofbericht kommt in Wegfall.
Scherl tröſtet ſein Publikum bereits damit, daß er nach wie vor

über höfiſche Vorgänge privater Natur zu berichten beſtrebt ſein

werde.

Die Balkankriſe.
„Militäriſche Mahnahmen:“

Sofia, 24. Januar. Von Regierungsſeite werden die Ge
rüchte von einer angeordneten Mobilmachung zwar demen-
tiert, jedoch wird z daß militäriſche Maßnahmen
ſeateaiſge van um der Abſicht der Türkei, zwei wichtige

Punkte in einem ſtrittigen Gebiete zu beſetzen,
eventl. Waffengewalt entgegenzutreten.

Wien, 24. Januar. Jn Sofia zirkulierten geſtern Gerüchte
über die Mobiliſierung der 8. Truppendiviſion, deren Stabs
quartier ſich in Staraſagora befindet.

Sofia, 24. Januar. Nachrichten aus Staraſagora be
ſtätigen die Einberufung der Reſerven der dortigen Drviſion.

Serbiens Forderungen.
Belgrad, 24. Januar. Ueber den Jnhalt der neueſten

Regierungsnote, die geſtern den politiſchen Parteiführern im
Vertrauen mitgeteilt wurde, verlautet folgendes: Der Stand-
puntz der ſerbiſchen Regierung in der Annexionsfrage wird
in dem Memorandum nochmals präziſiert. Es werden wieder
territoriale Kompenſationen für Serbien und Montenegro und
die Autonomie für Bosnien und die Herzegowina verlangt,
aber nicht unter der Souveränität des Sultans. Namentlich
wird als Kompenſation ein Stück der annektierten Provinzen
errett das Serbien den freien Zutritt zum Meere verbürgen
würde.

OeſterreichUngarn.
Für 18 Millionen neue Mordmaſchinen.

Wien, 24. Januar. Das geſtern ausgegebene Militärver-
ordnungsblatt kündigt die Aufſtellung von 107 Maſchrnen
gewehrabteilungen bei 86 Landwehrregimentern der öſter
reichiſch-ungarrſchen Armee an. Jede Abteilung wird aus zwei
Maſchinengewehren beſtehen. Die Koſten ſind auf etwa 18 Mill.
Kronen veranſchlagt.

Rußland.
Nachklänge vom ruſſiſch-japaniſchem Kriege.

Petersburg. 24. Januar Jn dem Prozeß vor dem
ruſſiſchen Marinegericht gegen den General Alexejew iſt
geſtern das Urteil gefällt worden Der Angeklagte wurde von
der Anklage der Erpreſſung freigeſprochen, aber für ſchuldig be-
funden, als Marineſtabsoffizier während des Krieges mit
Japan zu der engliſchen Firma Hotchkiß Beziehungen unter-
halten und von ihr 9500 Rubel erhalten zu haben. Die Richter
verurteilten ihn unter Ausſchließung vom Militärdienſt zu
10 000 Rubel Geldſtrafe, an deren Stelle im Unvermögensfall
ein Jahr Gefängnis tritt

Drei Jahre ruſſiſche „Konſtitution“.
Nach den Berechnungen W Wentins auf Grund der Angaben

der ruſſiſchen Zeitungen wurden vom 30. Oktober 1905 bis
30. Oktober 1908 von den Kriegs- und ordentlichen Gerichten
abgeurteilt 28 281 Perſonen. oder im Jahre 9427, im Monat
785 und täglich 26 Perſonen.

Von ihnen wurden verurteilt: zum Tode 5165, zur „Katorga“
6517. zur lebenslänglichen Deportation nach Sibirien 1009 Per-
ſonen.

Vollſtreckt wurden die Todesurteile an 2835 Perſonen oder
54,9 Prozent aller zum Tode Verürteilten. Das Schickſal der
übrigen iſt zum Teil unbekannt. Ein Teil iſt zur Katorga
„begnadigt“ worden.

Jm Vergleich mit der „vorkonſtitutionellen“ Periode bedeuten
dieſe Daten eine ungeheure Verſchlechterung. Jm Jahre 1904
wurden nach offiziellen Angaben zu Kriminalſtrafen verurteilt
2296 Perſonen. Jn den drei Jahren der Konſtitution belief ſich
die Durchſchnittsziffer auf 5197, oder mehr als auf das
Doppelte.

In dieſe Statiſtik ſind die zehntauſende Perſonen nicht auf-
genommen worden, die von den Strafexpeditionen hingemordet
und auf „adminiſtrativem“ Wege ins Gefängnis geſperrt und
nach Sibirien deportiert wurden.

Frankreich.
Das „Attentat“ und ſeine Sühne.

Paris, 24. Januar. Benedetti, der im Hof des Miniſteriums
des Jnnern einige Schüſſe auf den Miniſterpräſidenten abgab,
iſt zu einem Monat Gefängnis verurteilt worden. Zum Be-
weiſe dafür. daß er kein Blut vergießen wollte, berief er ſich in
der geſtrigen Verhandlung auf das Zeugnis Tlemenceaus.

TCürkei.

Wachſende Hungorsnot.
Konſtantinopel, 24. Januar. Die Hungersnot in Klein

aſien nimmt bedenkliche Dimenſionen an, zahlreiche Perſonen
ſind bereits Hungers geſtorben.

Parteinachrichten.
Die Berliner Arbeiterbildungsſchule

verſendet ſoeben den Bericht über das vom l. April 1907 bis
30. September 1908 laufende 17. Geſchäftsjahr. Die Mit-
gliederzahl ſtieg von 1705 (114 Damen, 1591 Herren) im Durch
ſchnitt des vorigen Geſchäftsjahres auf 2020 (129 Damen,
1891 Herren). Die Urſache dieſer nur geringen Zunahme
iſt vor allem in der durch die Landtagswahlarbeit notwendig
gewordenen Einſchränkung der Kurſe zu ſuchen. Doch wird
ſich die Arbeiterbildungsſchule durch dieſe gelegentlichen Miß
erfolge, die zum Teil in örtlichen Schwierigkeiten, zum Teil
in der allgemeinen Kriſis begründet ſind, nicht entmutigen
lafſſen; es iſt auch ſchon die Gründung zweier neuer Filialen
in Lichtenberg und Rummelsburg ins Auge gefaßt worden.

Jn den ſechs Berichtsquartalen wurden von folgenden Do
zenten Vorträge gehalten: Grunwald (Nationalökonomie,
Rednerſchule), Maurenbrecher (Geſchichte), Katzen-
ſtein (Geſetzeskunde, Soziale Geſetzgebung), Julian
Borchardt (Nationalökonomie, Rednerſchule), Heinrich
Schulz (Geſchichte), Kreowski (Literaturgeſchichte), Baege
(Naturerkenntnis), Dr. Roſenfeld (Soziale Geſetzgebung),
Regina Ruben (Literaturgeſchichte), Dr. Conrady (Ge-
ſchichte), Wurm (Naturerkenntnis). Die Zahl der Hörer der
einzelnen Kurſe war naturgemäß ſehr verſchieden: ſie ſchwankt
zwiſchen 14 und 351.

Zur Tharakteriſierung der Mitglieder ſei folgendes bemerkt:
Von den Mitgliedern waren 40 nur politiſch, 534 nur gewerk-
ſchaftlich und 1072 nach beiden Richtungen organiſiert, wäh
rend von 374 keine Angaben vorlagen. Ueber das Alter der
Mitglieder wurde folgendes feſtgeſtellt: bis 20 Jahre waren
148 Mitglieder alt, 20—30 Jahre 1162, 30--40 Jahre 316, 40--50
Jahre 58, 50—60 Jahre 3, 60--70 Jahre 1 und über 70 Jahre
auch 1. 1840 Mitglieder haben Angaben über ihren Beruf ge
macht. Die hauptſächlich vertretenen Berufsgruppen waren
Metallarbeiter 398, Holzarbeiter 150, Maler 118, Arbeiter 84,
Buchdrucker 78, Mechaniker 70, Handlungsgehilfen 56 uſw.
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Entleihungen kamen. Am meiſten wurden geleſen Werke lite

gebung Berlins, die

r t e

rariſchen Jnhalts (1272 Entleihungen) und die nationalöko-nomiſchen Inhalts (668 Entleihungem. Neben ihren wiſſen

ſchafilichen hat die Arbeiterbildungsſchule auch mehrere künſt-
leriſche Veranſtaltungen gepflegt; ſo fand ein Eichendorff- und
ein Schumann Abend ſtatt, ſowie ein Stiftungsfeſt mit künſt

leriſchen Darbietungen. Dem Zuſammenhalt der Mitglieder
und Lehrer dienten ren eine Anzahl Ausflüge in die Um

ch einer regen Beteiligung erfreuten.

Ueber die Hofgängerei des Genoſſen Pernerſtorfer äußert
ſich die Wiener Arbeikerzeitung“ ſehr vorſichtig, ſehr „diplo-
matiſch“. Sie ſchreibt:

„Daß Genoſſe Pernerſtorfer an dieſer Audienz teilgenom
men hat, beruht auf einem Beſchluß des Verbandes der ſozial
demokratiſchen Abgeordneten, der ihn dazu ermächligte. Nun
wird der Verband zweifellos der Ueberzeugung geweſen ſejn,
daß ſeine Teilnahme nicht mehr bedeute als die Erfüllung eines
Gebotes der Höflichkeit, von dem ſich die Sozialdemokraicn
wegen ihrer prinzipiellen Anſicht nicht entbunden fuhlen und
dem die Erfüllung zu weigern eine nach den Umſtänden über-
flüſſige und darum unnütze Demonſtration geweſen wäre. Man
kann dieſen Standpunkt wohl begreifen, aber trotzdem werden
in der Partei die Anſchauungen über die Notwendigkeit
und Erſprießlichkeit ſolcher Audienzen ziemlich geteilt
ſein und Freude an derlei Dingen wird wohl niemand
haben. Vielmehr wird der Wunſch ganz albgemein ſein, daß es
zu ſolchen Ungewöhnlichkeiten. die dem ererbten Empfinden
unſerer Partei widerſprechen nicht mehr kommen
möge. Daß die Fraktion auch hier nur das Richtige zu iref-
fen vermeinte, ſteht natürlich außer Zweifel; aber ſie wird für
derlei taktiſche Feinheiten kaum das durchgängige Verſtändnis
der Parteigenoſſen finden, noch darf ſie auf ungeteilte Zu-
ſtimmung rechnen. Und da ihr dieſe ſelbſtverſtändlich ungleich
wichtiger ſein muß als jede andere Erwägung und ſchlecht
weg das Wichtigſte iſt, ſo wird ſie ſicherlich überlegen, ob
nicht die Beteiligung an derlei zwar ſachlich bedeutungsloſen,
in ihrer ſymboliſchen Bedeutung aber doch nicht unwichtigen
Dingen fürder aufzugeben ſei. Ohne in zweckloſe Rekrimina-
tionen zu verfallen, wollen wir ihr dies als einen Wunſch vor
getragen haben, der in der Partei wahrſcheinlich weitver
breitet iſt.“

So ialiſtiſches Erwachen in England und Amerika. Wie die
engliſche Preſſe aus Neuyork berichtet, ſprach dort Keir Hardie
in einer öffentlichen Verſammlung über das Thema: „Ein
Umſchwung in der britiſchen Politik und eine Lektion für
Amerika“. Er ſagte, der Kampf der Arbeiterpartei werde ſo
lange dauern, bis die Regierung aus den Händen der vielen
Müßiggäanger in die der Arbeiterklaſſe übergegangen ſei. So-
lange die Arbeiter geteilt ſeien, hängen ſie von der Gnade der
Kapitaliſten ab. Die Reihen der amerikaniſchen Arbeiter ſeien
gegenwärtig ſo geteilt, wie die der britiſchen Arbeiter früher
waren. Das Ergebnis der Präſidentſchaftswahl zeige dies zur
Genüge. Der Verſuch, die Arbeiter unter das Banner einer
der kapitaliſtiſchen Parteien zu vereinigen, werde immer ein
Mißerfolg bleiben. Dagegen e ſich die Arbeiter ſeien
ſie liberal oder konſervativ, demokratiſch oder republikaniſch
in eine einheitliche Arbeiterpartei organiſieren. Sie tun das
in der Gewerkſchaft, warum ſollten ſie es nicht in der Politik
tun? Hardie ſagte dann; „Jch bin aber überzeugt, daß die
Arbeitervartei nur dann Ausſicht auf Erfolg hat, wenn ſie ſich
vom ſozialiſtiſchen Jdeal leiten läßtl Die
amerikaniſchen Arbeiter werden früher oder ſpäter zur Einſicht
gelangen, daß ihnen nur zwei Wege offen ſtehen Hörigkeit
oder politiſche Selbſtändigkeit. Wir in Großbritannien haben
unſere Wahl bereits getroffen und wir ſind entſchloſſen, uns
unſere wirtſchaftliche Freiheit zu erkämpfen.“

Gewerkſchaftliches.
Unternehmer-Terrorismus.

Nachſtehende, aus der letzten Zeit ſtammende Verrufs-
erklärungen des Geſamtverbandes Deutſcher Metallinduſtrieller
können wir wieder veröffentlichen:

Geſamtverband Deutſcher Metallinduſtrieller.
Berlin, den 12. Januar 1909.

Rundſchreiben Nr. 1 pro 1909.
Bei der Firma

E. Albers u. v. Drathen in Meldorf
ſind die in der Anlage verzeichneten Tiſchler uſw. in den
Streik getreten.

Wir bitten, dieſe ſowie alle von genannter Firma
kommenden Arbeiter bis auf weiteres nicht einzu
ſtellen.

Gleichzeitig bitten wir Sie, davon Kenntnis zu nehmen,
daß ſich unſer Rundſchreiben Nr. 64 vom 4. April 1908 er
ledigt.

Geſamtverband Deutſcher Metallinduſtrieller
Die dieſem Rundſchreiben beigefügte Anlage enthält die

Namen, Geburtstage und Orte der ſtreikenden Arbeiter.
Es werden hierdurch 24 Tiſchler, 1 Drechſler,1 Bildhauer,

9 Maſchinenarbeiter und 1 Arbeiter an anderweiter freiwilliger
Arbeit gehindert.

Geſamtverband Deutſcher Metallinduſtrieller.

Berlin, den 16. Januar 1909.
Rundſchreiben Nr. 2 pro 1909.

Bei der Firma
Rheiniſche Glashütten Aktiengeſellſchaft in KölnEhrenfeld
haben die Arbeiter Lohnforderungen erhoben, die nicht be
willigt werden konnten.

Wir bitten, alle Arbeiter der genannten Firma bis auf
weiteres nicht einzuſtellen

Geſamtverband Deutſcher Metallinduſtrieller.
Berlin, den 16. Januar 1909.

Rundſchreiben Nr. 3 pro 1909.
Die Differenzen bei den Firmen der

Glasinduſtrie in Weißwaſſer O.L.
ſind beendet, es erledigen ſich ſomit unſere Rundſchreiben
Nr. 225 vom 14. und 231 vom 30. Dezember 1908.

Geſamtverband Deutſcher Metallinduſtrieller.

Berlin, der 16. Januar 10909.
Rundſchreiben Nr. 4 pro 1909.

Bezugnehmend auf unſer Rundſchreiben Nr. 213 vom
16. November 1908, betreffend die Bewegung bei der
Firma Otto Froriepin Rheydt, teilen wir Jhnen
mit, daß nur noch die in der Anlage unter 1 aufgeführten
Gießereiarbeiter als ausſtändlich zu betrachten ſind.

Die Gewerkſchaftspreſſe hat die Sperre über die gnannte
Firma verhängt und es werden auch diejenigen Werke, die
von dem genannten Betriebe Guß übernehmen, mit Streik
bedroht. So haben die Gießereiarbeiter der Rheiniſchen
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re erhein e Hütte zu Duisburg) ſich geweigert,
Modelle der Firma Froriep zu gießen. Die genannte Hütte
ſah ſich deshalb veranlaßt, den in der Anlage unter 2 aufge
führten Gießereiarbeitern zu kündigen.

Wir bitten Sie deshalb die in der Anlage aufgeführten
Arbeiter bis auf weiteres nicht ein zuſtellen.

Geſamtverband Deutſcher Metallinduſtrieller.

Zur Maßregelung der Grubenbeamten.
Der Sachverhalt der Entlaſſung der Steiger auf Zeche

„Boruſſia“ iſt folgender:
Die Steiger es ſind ihrer ſechs mußten ſtets Ueber

ſchichten machen, wenn ſie ihr „Soll“ nicht erreicht hatten. Das
kam wöchentlich bis zu dreimal vor. Nachdem ſie am Montag

aus dem angegebenen Grunde wieder eine Ueberſchicht
machen mußten, ſollten ſie auch am Dienstag wieder eine
machen. Das taten die Steiger nicht; darauf fuhr der Be
triebsführer Mittwoch früh in die Grube, rief die Steiger zu-
ſammen und verlangte, daß ſie ſofort ausfahren. Am Donners
tag nachmittag wurden die Steiger wieder gerufen; ſie fuhren
wieder ein. Am Freitag mußte ſchon wieder einer der Steiger,
der unter der Vehandlung des Betriebsführers am ſchlimmſten
zu leiden hatte, eine Strafſchicht verfahren.

Die Gefügigkeit der Steiger iſt nur verſtändlich, wenn man
bedenkt, daß die Leute mit einer „unreinen Abkehr“ (womit
man die Entlaſſungsſcheine, die nicht auf den letzten Tag des
Monats lauten, bezeichnet) nirgends wieder Arbeit bekommen
können.

Weitere Maßregelungen
werden aus Schoppinitz gemeldet. Auf der Giſche-Grube
wurden elf Steiger entlaſſen. Man nimmt an, daß dies wegen
ihrer Zugehörigkeit zum Bunde der techniſch induſtriellen Be
amten geſchehen iſt.

Ein ſiegreicher Streik in der elſäſſiſchen Textilinduſtrie.
Jn der Baumwollweberei von Godfreh u. Elſäſſer in

Bühl (Oberelſaß) ſtreikten während acht Tagen alle 800 Ar-
beiter und Arbeiterinnen, weil ſich die Firma trotz wieder
holter Reklamationen geweigert hatte, die in die Arbeitszeit
fallenden Warteſtunden zu bezahlen. Jetzt hat die Firma nach-
gegeben, ſo daß am Sonnabend, den 23., die Wiederaufnahme
der Arbeit erfolgte. Unter den größtenteils unorganiſierten
Leuten hat der Deutſche Textilarbeiterverband, deſſen Mül-
hauſener Beamtenſchaft den Streik leitete, zahlreiche Mitglieder
gewonnen.

Das Koalitionsrecht der Schutzleute.
Der Stadtrat der Stadt Nürnberg verbietet es ſeinen

gezogen ſind, nahmen ſie im Gemeindekollegium Stellung zu
ſammenzuſchließen. Bis vor einigen Jahren beſtand ein Ver
ein der Schutzleute; als er jedoch anfing, ſich mit wirtſchaft-
lichen Fragen zu beſchäftigen, wurde den Schutzleuten der Bei-
tritt verboten.

Nachdem jetzt Sozialdemokraten in die Stadtvertretung ein
gezogen ſind, nahmen ſie im Gemeindehollegium Stellung zu
der Angelegenheit und beantragten, den Magiſtrat zu erſuchen,
den Schutzleuten uneingeſchränktes Koalitionsrecht einzu-
räumen und entgegenſtehende Beſchlüſſe aufzuheben. Der An-
trag wurde mit großer Mehrheit angenommen, nur die Natio-
nalliberalen ſtimmten dagegen.

Ruſſ.-poln. Gewerkſchaftsbewegung.
Der ſechſte Parteitag der Sozialdemokratie RuſſiſchPolens

(über deſſen Verhandlungen wir teilweiſe ſchon berichtet
haben), befaßte ſich natürlich auch mit der jetzigen Lage der
Gewerkſchaftsbewegung in Ruſſiſch-Polen und den Verhält-
niſſen der Sozialdemokratie zu derſelben.

Während der fünfte Parteitag einer gewerkſchaftlichen Be
wegung gegenüberſtand, die, obwohl noch jung und 3 eben
erſt konſolidierend, dank der Unterſtützung der Arbeitermaſſe
Erfolge zu verzeichnen hatte, welche die Gewerkſchaften im
Ausland nach jahrzehntelangem Kampfe nicht erreichten, hatten
die Debatten des ſechſten Parteitages die Tatſache im Hinter
grunde, daß es dem gemeinſamen Angriffe der zariſchen Re
gierung und des Kapitals gelungen iſt, nicht nur die gewerk
ſchaftlichen Organiſationen niederzuwerfen, ſondern auch den
größten Teil der ökonomiſchen Errungenſchaften der Arbeiter
klaſſe zu nichte zu machen, wobei ihnen die Kriſe gute Dienſte
leiſtete. Jn Trümmern liegen die legalen und „neutralen“
Gewerkſchaften in Rußland, die unter der Führung von Sozial
demokraten ſich befanden, und die legalen „neutralen“ Gewerk
ſchaften, die in RuſſiſchPolen von der polniſchen ſozialiſtiſchen
Partei (P. P. S.) gegründet wurden, wie auch die illegalen
ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften, welche organiſatoriſch mit
der Sozialdemokratie verbunden waren. Die Tatſache, daß das
gleiche Los alle Zweige der Gewerkſchaftsbewegung in Rufß-
land ereilt hat, iſt ein Beweis, wie falſch jene Anſchauung iſt,
die zuweilen von den Gegnern der ſozialdemokratiſchen Gewerk
ſchaften ausgeſprochen wird, welche den Niedergang der Ge
werkſchaftsbewegung durch ihr Verhältnis zur Sozialdemokratie
erklärt.

Jn den Debatten und in der Reſolution des Parteitages
wurde ſcharf hervorgehoben, daß der offene ſozialdemokratiſche
Charakter der Gewerkſchaften Ruſſiſch-Polens dieſe nicht ge
hindert hatte, zehntauſende Arbeiter um ſich zu ſcharen, ihren
Kampf energiſch zu führen, und, wenn es die Einheit der Aktion
erforderte, ihre Kräfte mit denen anderer Gewerkſchaften zu
vereinigen. Das Prinzip der Einheit der politiſchen und öko
nomiſchen Arbeiterbewegung hatte ſich in den ſtürmiſchen
Kampfesjahren trefflich bewährt.

Aber der Parteitag beſchränkte ſich nicht auf einen Rückblick
auf die Vergangenheit. Er wandte ſich an die Gewerkſchaften
mit dem Rat bindende Beſchlüſſe konnte er für ſie nicht faſſen,
weil ſie in allen Fragen ſelbſtändig ſind), ihre Tätigkeit mög
lichſt den Verhältniſſen anzupaſſen, damit, wenn nicht die brei
ten Maſſenorganiſationen, ſo doch die Organiſationszentren

die ſchlechteſten Zeiten überdauerten.
In den jetzigen Verhältniſſen iſt es für die Gewerkſchaften

unmöglich, den verwickelten Mechanismus, der bei der ver-
zweigten Unterſtützungstätigkeit nötig iſt, in Ordnung zu er
halten. Die Unmöglichkeit einer rigoroſen Kontrolle, welche
bei dem Fehlen der Verſammlungsfreiheit uſw. unausführbar
iſt, die niedrige Lebenshaltung der Arbeitermaſſen, welche eine
ſehr unregelmäßige Beitragszahlung verurſacht, alles dies
führt dazu, daß das Unterſtützungsweſen zur Quelle der Des-
organiſation der Gewerkſchaften in Ruſſiſch Polen wurde. Ob
wohl der Parteitag die Bedeutung des Unterſtützungsweſens
für die Entwicklung der Gewerkſchaftsbewegung voll und ganz
einſchätzte, wandte er ſich an die ſozialdemokratiſchen Gewerk
ſchaften mit dem Rate, nur die Unterſtützungen, welche direkt
mit der Kampfestätigkeit der Gewerkſchaften verbunden ſind,
beizubehalten. nämlich die Streik und Verhaftetenunter-
ſtützung alle anderen aber abzuſchaffen und ihre adminiſtra
tive Tätigkeit in den Gewerkſchaftskartellen zu konzentrieren.

nd Hüttenweſen- A.G. (Nieder

Kleinſtaaten,

praxi

e re en e

In der Frage der Legaliſation der Gewerkſchaften ſprach der
Parteitag die Anſicht aus, daß die ſozialdemokratiſchen Ge
werkſchaften, im Falle die Legaliſation möglich wäre, nach ge
meinſamer Beratung mit der Partei, an dieſelbe ſchreiten ſolle.
Sie ſollten aber nicht, um ſich die Legaliſation zu ermöglichen,
ihren Kampfescharakter verleugnen, ſondern müßten trachten,
trotz der geſetzlichen Hinderniſſe, eine Verbindung mit der
Sozialdemokratie auf Umwegen herzuſtellen.

Den chriſtlichen und nationaldemokratiſchen Gewerkſchaften
gegenüber, deren Exiſtenz von der Regierung geduldet wird,
weil ſie von ihr als Streikbrecherorganiſationen betrachtet wer
den, empfahl der Parteitag einen ununterbrochenen Kampf.
Er empfahl weiter, die Demarkationslinie zwiſchen den ſozial-
demokratiſchen und „neutralen“ Gewerkſchaften, welche von der
P. P. S. gegründet werden, ſcharf hervorzuheben, da die letz
teren die Entwicklung des Klaſſenbewußtſeins des Proletariats
durch ihre verſchwommene Haltung hemmten.

Volkswirtſchaftliches.
Wer trägt den Brotzoll?

Zu der Frage, wer den Getreidezoll zu zahlen hat, ob der aus
ländiſche Produzent, oder der inländiſche Konſument, liefert
der ruſſiſche Finanzminiſter einen beachtenswerten Beitrag.
Jn ſeinen Erläuterungen zum ruſſiſchen Budget für 1909 ſind
auf Seite 123 genaue Angaben enthalten, denen zufolge der
Unterſchied zwiſchen den Getreidepreiſen in Rußland und in
jenen auswärtigen Staaten, die das ruſſiſche Getreide mit Zoll
belegen, „ſich ſowohl 1908, wie auch 1907 als genügend erwies,
um den Zoll, die Transportkoſten und Speſen zu decken“. Das
iſt ein Zeugnis von einer Seite, an deren Objektivität in dieſer
Frage nicht zu zweifeln iſt. Das ruſſiſche Finanzminiſterium
belegt ſeine Anſchauung aber auch mit greifbaren Zahlen. Nach
ſeiner Berechnung betrugen im erſten Halbjahr die Mittelpreiſe
(alles pro Pud)

Jn Odeſſa Jn Mannheim Deutſcher Zoll
Weizen 1 Rbl. 30 Kop. 1 Rbl. 81 Kop. (41,71 Kop.

Hafer 62 1 49 37,92Roggen 1 v 1 s 87,92Es iſt hiernach nicht zweifelhaft, wer den Zoll zu tragen hat,
nämlich der deutſche Konſument. Das ergibt ſich aber auch aus
anderen Erwägungen, fügt die „Frankf. Ztg.“ in Ueberein-
ſtimmung mit zahlreichen Ausführungen hinzu, die wir ſchon
über denſelben Gegenſtand gemacht haben. Denn ſeit der Auf
hebung des ſogenannten Jdentitätsnachweiſes zahlt Deutſchland
bei der Ausführ von Getreide und Mühlenfabrikaten den
darauf ruhenden Zoll in vollem Umfang zurück, ohne Rückſicht
darauf, ob entſprechende Quantitäten der Ware vorher nach
Deutſchland eingeführt worden ſind oder nicht. Dieſe Ausfuhr
wird ſogar noch durch weitere Maßnahmen erleichtert, wie z. B.
durch die Uebertragbarkeit der Einfuhrſcheine und durch ihre
Annahme als „Zollgeld“. Wie wirkt dieſe Maßregel? Doch
zweifellos ſo: Jſt der einheimiſche Getreidepreis niedriger als
der Weltmarktpreis plus Zoll, dann rentiert es ſich, in Deutſch
land Getrerde zu kaufen, um es im Ausland unter Zollrückver
gütung mit Vorteil zu verkaufen. Dieſe Getreide-Arbitrage
läßt ſich ſolange fortſetzen, bis die entſprechende Preisſteigerung
in Deutſchland hergeſtellt iſt. Abweichungen von dieſem Zu-
ſtand können alſo nur vorübergehend vorkommen, während
dauernd in Deutſchland bloß noch ein Getreidepreis möglich iſt,
der um den Betrag des Zolles über dem Weltmarkt ſteht. Auch
hieraus folgt, daß der Getreidezoll der Regel nach den ein
heimiſchen Konſumenten belaſtet.

Soziales.
Aus einem Junkerparadies.

Jn der „Roſtocker Zeitung entwirft ein Herr Brandt Nien
dorf eine Schilderung des Jagdrechtes in Mecklenburg:

„Alle Jagd iſt großherzogliches, ſtädtiſches oder ritterſchaft-
liches Eigentum. Die vielen bäuerlichen Beſitzer haben nur
den Wildſchaden, nicht den Wildbraten. Ja, aber der
Wildſchaden wird doch auf Antrag erſetzt? Stimmt, aber nur
zum Teil. Alle Erbpächter, die ſeit 1872 vererbpachtet ſind,
haben in ihrem Erbpachtkontrakt den Paſſus: „Wildſchaden
findet in keinem Falle Erſatz.“ Alle entgegenſtehen-
den Reichs und Landesgeſetze werden durch dieſen Paſſus
gleichſam aufgehoben. Der Jagdberechtigte freut ſich, wenn es
ſeinen Hirſchen, Rehen uſw. auf der Saat des Bauern ſo treff-
lich ſchmeckt. Springt aber einmal eine Kuh des Erbpächters,
Büdners, Häuslers, über den Forſtgraben, ſo kommt unfehlbar
ein Strafmandat. Läßt nun gar der bäuerliche Beſitzer ſeinen
Hund auf das Wild los, es zu verſcheuchen, ſo iſt erſt recht „der
Deubel los“. Mancher arme Köter hat ſchon dieſen Frevel mit
dem Tode büßen müſſen. Ja, es iſt nicht einmal erlaubt, daß
ein Hund frei auf dem Felde ſeines Herrn umher ſpaziert, oder
daß er die Leute zur Arbeit aufs Feld begleitet. Jn letzeterem
Falle kommt ſicher ein Strafmandat, in erſterem wird der
Hund einfach niedergeknallt. Das Wild hat alſo mehr Rechte
auf dem Felde des Erbpächters, als ſein eigenes Getier.“

Deutſcher Reichstag.
192. Sitzung, Sonnabend, den 23. Januar, vorm. 11 Uhr.

In dritter Beratung wird der Entwurf betr. Aenderungen
des Wechſelſtempelſteuergeſetzes debattelos an-
genommen.

Zur Beratung des Geſetzentwurfes zur Abänderung
des Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der
Doppelbeſteuerung (der Entwurf will die Beſtim-
mung ſtreichen, daß das Gehalt der Zivilbeamten von dem
ſie beſoldenden Staate beſteuert wird), ergreift das Wort

Abg. Dr. Brunſtermann (Keichsp.): Der Entwurf iſt
ein bundesfreundliches Entgegenkommen Preußens gegen die

da namentlich viele preußiſche Eiſenbahnbeamte
in anderen Staaten wohnen. Er hat unſer Einverſtändnis.

Abg. v. Brockhauſen (Ekonſ.) bittet, den Entwurf an
die Finanzreformkommiſſion zu verweiſen.

Abg. Quarck-Koburg (natl.) begrüßt den Geſetzentwurf.
Abg. Binder (Soz.): Die gegenwärtige Beſteuerungs-

macht ſich beſonders an Grenzorten nachteilig geltend.
Auch für die Arbeiter iſt ſie ein Schaden. Wenn ein
Arbeiter, der lange Zeit in Ludwigshafen gearbeitet und ein
kleines Anweſen erworben hat, nach dem benachbarten Mann-
heim in Schlafſtelle ziehen muß infolge Arbeitsloſigkeit, ſo
wird er dort zur Steuer herangezogen. Wir ſind im großenund ganzen mit dem Entwurf einverſtanden. (Bravo! bei den

Soz.)
Enders (Freiſ. Volksp) iſt für die Vorlage, die

raber Preußen eine ſelbſtverſtändliche Pflicht bedeutet.
Abg. v. Damm (Wirtſch. Vgg.) empfiehlt die Annahme

der Vorlage ohne Kommiſſionsberatung.
Abg. Dr. Neumann-Hofer (Freiſ. Vgg.) tritt ebenfalls ar Annahme ohne Kommiſſionsberatung ein.

Abg. v. Strombeck (Zentr.) desgleichen.

auf die Anfragen

Abg. r nerr v. Gamp (Reichsp.) bittet die Konſerba
tiven, ſich mit der Erledigung des Entwurfs im Plenum ein-
verſtanden zu erklären.

Abg. Dr. Zehnter (Zentr.) iſt namens ſeiner an
mit der Erledigung ohne Kommiſſionsberatung einverſtanden.

Der Antrag v. Brock hauſen auf Kommiſſionsberatung
wird abgelehnt. Der Antrag Gamp auf Anſetzung der
zweiten Leſung angenommen.

Es folgt Fortſetzung der Beſprechung der beiden
Jnterpellationen betr. Handhabung des Vereinsgeſetzes,

Abg. FürſtKadziwill (Pore): Das Material des Herrn
Staatsſekretärs gegen dis polniſchen Gewerkſchaften war durch
aus kein erdrückendes. Unter den von ihm verleſenen Aeuße-
rungen einiger Redakteure ſollte man nicht die polniſchen Ge-
werkſchaften leiden laſſen. Man kann von uns Polen doch
nicht die völlige Aufgabe des Nationalitätsgefühls als eine
ſtaatsbürgerliche Pflicht verlangen. Wenn wir auch nicht durch
ein Naturereignis, ſondern durch eine verwerfliche Politik
Haus und Hof verloren haben, ſo verdienen wir doch nicht
minder Mitgefühl wie die Unglücklichen in Meſſina. (Lebh.
Zuſtimmung bei den Polen.) Wird es doch dem polniſchen
Arbeiter durch die preußiſche Politik unmöglich gemacht, ſich
auf ſeiner heimatlichen Scholle ein d zu bauen. Wir
werden trotz aller Unterdrückung auch in Zukunft allen Stür-
men mit Ruhe entgegenſehen. (Lebh. Bravo! b. d. Polen.)

Staatsſekretar v. Bethmann-Hollweg: Jch habe
nicht beliebige Zeitungs ausſchnitte verleſen, ſondern aus zwei
polniſchen Zeitungen, welche ſatzungsgemäße Verbandsorgane
der polniſchen Gewerkvereine ſind. (Zuruf bei den Polen:
Publikationsorgane.) Man kann jedenfalls nicht von neben-
ſächlichen Zeitungsſtunmen ſprechen, aber es freut mich, daß
Fürſt Radziwill dieſe Blätter von ſeinen Rockſchößen abſchüt-
telt. Jch habe das nationale Gefühl der Polen nicht getadelt.
Jch habe nur Tatſachen vorgeführt und bewieſen, daß dieſer
Zuſammenſchluß der polniſchen Arbeiter in der Schürung des
Haſſes gegen das Deutſchtum ſeinen Ausdruck findet. Wenn
Fürſt Radziwill dies nicht billigt, ſo hoffe ich, daß er er-
reichen wird, daß dieſes Schüren aufhört. (Lebh. Beifall bei
den Konſ. und Natl.)

Abg. Ledebour (Soz.):
Jm allgemeinen haben die bürgerlichen Herren Redner

meine Erwartungen erfullt. Erſtaunt hat mich aber doch Herr
Junck. Er fand es beſchämend, daß nicht mehr Beſchwerden
vorgebracht wurden. Jn Wahrheit iſt es aber beſchämend,
daß er kein Gefühl dafür hat, auf welche ſkandalöſen Zuſtände
in der Verwaltung es ſchließen läßt. daß ſo viele Beſchwer
den innerhalb ſo kurzer Zeit vorgeoracht werden mußten. (Leb-
haftes Sehr richtig! bei den Soz.) Ein ſolcher Mann zeigt,
daß er bar iſt jeden Ehrgefühls eines freien Mannes. (Großer
Lärm im Block.) Redner mit erhobener Stimme: Bar jeden
d ſſhis eines freien Mannes. (Lebh. Zuſtimmung b. d.
Soz

Vizepräſident Kämpf: Sie haben dem Abg. Junck das
Ehrgefühl ab gelrrogen, (Abg. Ledebour: Das Ehrgefühl
eines freien Mannes! Sehr richtig! bei den Soz.) Jch rufe
Sie deshalb zur Ordnung! (Bravo! im Block!)

Abg. Ledebour (fortfahrend): Jch gebe t daß Herr
Junck das Maß von Ehrgefühl aſet das den Anforderungenes Partei entſpricht. Sehr gut! bei den Soz.) Jn Sach-
en beſteht die Praris, daß bei Einreichung einer Beſchwerde
egen eine Behörde die Finregtn einer Summe, drei-,t s, achtmal verlangt wird, und daß der Beſchwerdeführer

dieſes Geld verwirkt, wenn die Beſchwerde zurückgewieſen
wird Das wirkt natürlich abſchreckend auf die Einlegung von
Beſchwerden. Vaß das Geſetz teilweiſe Verbeſſerungen brachte,
haben wir ſtets zugegeben. Zuſtimmung b. d. Soz.) Aber
das Entſcheidende iſt, daß es mit einem Ausnahmegeſetz ver
koppelt iſt.

Als prinzipielle Gegner jedes Ausnahmegeſetzes, die wir
ſelbſt unter einem ſolchen ſtanden haben und neuerdings
vom preu iſchen Miniſterpräſidenten mit einem Ausnahmegeſetz
bedroht wurden, unterſchreiben wir auch heute noch, daß die-
ſes Geſetz eine Schande iſt, was ja auch Herr MüllerMeinin
gen früher einmal geſagt hat. (Lebh. Zuſtimmung v. d. Soz.)

Der Miniſter ſtellt ſich nun hierher und ſagt, es iſt Reme
dur geſchaffen. ie beſteht aber darin, daß der Beamte ſie
anz einfach hinter den Spiegel ſteckk und alles beim alten
leibt. Er weiß ja, daß für ſein Fortkommen nichts vorteil

hafter iſt, als die ſchroſſſte Anwendung der Geſetze. (Lebhafte
Zuſtimmung bei den Soz.) Der Herr Staatsſekretär hat das
Verhalten des Beamten zu rechtfertigen verſucht, der in rigo-
roſer Weiſe in einer Breslauer Frauenverſammlung die Ent-
fernung von Kindern und Jugendlichen verlangt hat. Die be-
treffende Dame ſchreibt mir aber, daß ſie auf die vom Staats
ſekretär ſo anſtotzig befundenen Dinge erſt am Schluſſe der
Verſammlung zu ſprechen kam, nachdem bereits die Jugend-
lichen entfernt waren und die Verſammlung ſchon eine ganz
andere Zuſammenſetzung hatte. Das Unglaublichſte hat ſich
der Amtsvorſteher von Alvensleben geleiſtet. Jn Falkenberg
war eine Verſammlung angekündigt, in der über die Amts-
el ug des fruheren Gemeindevorſtehers geſprochen werden
ollte. Der Amtsvorſteher verfügte wörtlich folgendes: An den
Lokalinhaber: Hiermit unterſage ich, daß in Jhrem Lokal eine
öffentliche Verſammlung betreffs Amtsführung des früheren
Amtsvorſtehers am 17. d. Mts. ſtattfindet. (Hört, hört!) Das
iſt die reine Paſchawirtſchaft, womit ich a die türki
ſchen Paſchas nicht beleidigen will. Heiterkeit Man hat
ſich natürlich an die Verfügung nicht weiter gekehrt, aber ich
möchte fragen, was geſchieht mit einem ſolchen Beamten
Das iſt doch offenbarer Amtsmißbrauch! (Sehr wahrl bei den
Soz. und Zuruf: Bekommt einen Orden.) Die Mehrheit die
ſes Hauſes hat nichts getan, um den Spielraum der Hand-
rung einzuſchränken und ſolchen Mißgriffen vorzubeugen.

er preußiſche Miniſterpräſident ſelbſt ein Wackelnder d impreußiſchen Abgeordnetenhaus die bureaukratiſche Sel ſtherr
lichkeit geradezu zur Schikanierung der Sozialdemokratie aufge brdert (Sehr wahr! bei den Soz.)

Auf die Zitate des Staatsſekretärs aus der ſozialdemokrati
ſchen Preſſe habe ich ſeitens meiner FFraktion zu erklären:
wir wünſchen die polniſchen Gewerkſchaften nicht anders be

als wir uns ſelbſt behandelt wiſſen wollen. (Lebh.
ravo! bei den Polen und im Zentr.) Schon früher habe ich

durchgretfend nachgewieſen, daß weder im Geſetz noch in der
Verhandlung im Plenum ein Wort geſagt worden iſt, welches
die Anwendung des Sprachenparagraphen auf die polniſchen
Berufsvereine rechtfertigen könnte. Nachdem der Staatsſekretär

er Abgeordneten Gräf und MüllerMeinin
gen unklar geantwortet hatte, hat ihn mein Parteifreund W
zu einer beſtimmten Erklärung zu provozieren verſucht. Er hat
aber geſchwiegen. Es iſt nach dieſen m erwieſen, daß
man die Unklarheit ge wollt hat. (Schr wahr bei der
Minderheit.) Jch appelliere an die Herren Richter hier im
Hauſe: Jch bin feſt überzeugt, Sie würden einen Vertrag, der
in ſolcher Weiſe zuſtande W 7 für n erklären
laſſen. (Lebh. Zuſtimmung b. d. Herr MüllerMeiningen, in deſſen Gehirnwindungen w v genſemn, einem ge
geſunden Geiſte nicht möglich iſt (Heiterkeit), hat allerdings
nachher einen logiſchen Saltomortale gemacht und zu ſeinem
Kommentar noch einen Vizekommentar geſchrieben, in dem er
das Wort „deutſch“ eingeſchaltet haben will. Vielleicht ſchreibt
er ſpäter noch einen Vizekommentar, worin er ſagt, daß unter
„deutſcher“ Gewerkſch ftsbewegung doch nicht die „ſozialdemo
kratiſche“ zu verſtehen ſei. (Sehr gut! bei den Soz.) Zum
Schluſſe frage i was verſprechen Sie ſich denn von dieſen
Verfolgungen Die Polen werden ſich nach wie vor vermeh
ren und zwar ſtärker als die Deutſchen. Sie werden auch
nicht guswandern, ſondern auf das Geſetz pfeifen, weil ſie ſich
als Männer, ebenſo wie wir als Sozialdemokraten, durch Aus
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e
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Abg. Schirmer (Zentr.):
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do

die Diskreditierun und die Verfol-
Das Geſetz muß geändert

obald die jetzige
weggefegt wird.

Fiſcher beſtreitet,
von Beſchwerden Kaution ver-

jetzt noch häufig Beſchwerden

Das Vereinsgeſetz, das iſt jeht

Stadt Theater
in Halle a. S.

Direktion Hofrat W. Richards.
Dienstag den 26. Januar 1909:
129. Abonn.-Vorſt. 1. Viertel.
Mit der neuen fzeniſchen Aus-

ſtattung.

Tannhäuſer
und der Sängerkrieg auf Wart-

burg.
Romantiſche Oper in 3 Akten

von Richard Wagner.
Anf.7 Uhr. Ende nach 11 Uhr.

Mittwoch, den 27. Januar 1909:
130. Abonn.- Vorſt. 2. Viertel.
Primn Friedrich von Honburn.

Schauſpiel in fünf AktenSan von h von Kleiſt.

Apollo TatRpone Guſtav Poller.

Nur noch wenige Tage!
Gastspiel der Kkalserlich

dine fehlte ne
Lllen-Chalsan.

Zum 1. Male in Europa!
u. d. übrig. gr. Attraktionen.

Bahnchlösschen.

Lumpenbrägrchen

findet d nntasſondern
Sonnabend 30. Jamar

zen 99.
Bornmnitz.

Zum Klelnschmaus

mit BALL
am Sonntag den 31. Jannar
ladet freundlichſt ein

Max Bachmann.

Patent-an E. M. Goldbeck,
Berlin, Friedrichſtr. 243.
Annahmeſtelle für Halle

Delitzſcherſtr. 2, Fernſpr. 2914.
Perſönl. Sprechſt. d. Anwalts

Dienstag nachm. v. 4 47 Uhr.
Patente, Warenzeichen, Muſterſchutz und Patentprozeſſe.

BockK-
Würstchen
empfiehlt in nur vorzüglieh.

Qualitatn mere m. r
Fernruf 2604.

T

a
meisten
golaoht/

de ſo clasen

Leiterwagen
von Mk. 2.25 bis Mk. 25.00

mit ſtarken Rädern und Buchſen,
kauft man am beſten bei

I. Bäazär. Gr. Ulrichſtraße 54.

c

Soeben erschienenm

Süddeutſcher

Poſtillon
Preis 10 Pf.

Zu r r durch alle Aus-
träger und dVolksbuchhandlung.

Harz 42/43.

Gutgehendes z Fr.
Böllberg 43

S
gegen

Rechtes und der
durch die Unterd
Arbeiter trafen, Lauſende von
Sozialismus dachten, zu
(Hört, hört!)
nach außen ſtark.
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e Querulan
Abg. Stychel (Pole):Staatsſekretärs über die

belanglos, denn es kommt dara

Jüüt-
länderSchellfisch

edrügr Für dnin i den

Ein
vert. Brauhausſtr. 6, 1 Tr.
Heute Dienstag Schlachtefest.

Benndorf, Saalberg 19

g. j. Frettchen bill. zu

Geühte Buntstiokerin
gesucht, Ecke Breiteſtraße. Zu
erfragen Geiststr. 15, i. Laden.

trift Dienstag früh ein
und machen wir auf dieſe

Sendung ganz, be
ſonders aufmerkſam.

Alle anderen Sorten billigſt

DeutscheDamptt.bevellschaft

„Nordsee““Dreve Ulrichſtraße 58.

Fs 1275.

und Gewerkſchaften.

Sintritts glocks
laufende Nr. von 1 bis 500,

Garderobe Blocks,
laufende Nr. von 1 bis 500

Skat und Jotiz Slels,

„Tanz-Konitroller“
(Erſatz für Tanzbändchen)

vorrätig in verſchiedenen Farben.

Volks-Buchhanädlung.
äumfuhren jeder Art beſ bill.
Alb. Ackermann, Mühlberg 10.

Stellung aucht ver-
lange die „Deutsche Va-
Kkanzenpost“ Esslinden 156.

Verant wortlicher
Schiess- u. Bruchmelster
f. Harzer Steinbruchsbetrieb mö
lichſt ſofort geſucht. Nur umſich-tige, energiſ Bewerber woll. ſich
ſchriftlich m. Angabe der Gehalts-

forderung, Zeugnisabſchriften und
Referenzen nebſt Antrittstermin
melden bei

Herm. Witt, Halle a. S.

2eitz.
Unſerem Kamerad ren Sal

mann zu ſeinemam 26. Januar
ſtattfindenden 20. r
ein dreimaliges Glück auf
Gewimel von 5 Bund und Funmewit.

A. I. 6. B. F. Z. F. G. M. l.

Standesantliche Nachrichten.

Halle Süd, Steinweg 2, 22. Jan.
J eboten: Gärtner Kunert

un
Hallorenſtraße 9. Möbeltrans
porteur Hilpert u. Martha Franke
(Magdeburg und Magdeburger-
ſtraße 28). Metallarbeiter Mobiltz
u. Marie Becker Schillerſtr. 32
u. Ranniſcheſtr. 4). Fabrikleiter
Dr. phil. Meyer u. Magda Seliger(Frankfurt a. M. u. a ielenſtr. 1).

Geboren: Arbeiter Mainzer T.
der 7). Jngenieur Beyer

ochter d ergerſrzße 11).
Kaufmann Lüttig Martins-
berg 15). Buchbinder Peters S.
et ſtraße S 25). t

deißner T Herrenſtr. 26Telegraph.Ar er e e
(Luckengaſſe 5). Geſchirrführer
Geſſing Sohn (Hafenſtraße 29).

Jch
nungen unter A

Soz ialdemokraten
Gerechtigkeit im Snnern macht

dabei fortwährend, man ü

eine ſo richtig wären, wie ſie in der
wahr! bei den Polen und den Soz.), W. war
ſich unter dem neuen Vireiderſ. an behüiten Faben

ara Webel (Torſtraße 30 u. W

es

Arbeitern, die nicht

i h
Abg. Dr. Müller Meiningen (Freiſ. Für einAusnahmege etz ſind wir untet keinen haben.
Laute felsrufe bei der Minderheit, R Blockra iſt möglich!) Redner braucht alsbe inn ohne vom

Vizepräſidenten ne ehindert zu werden, orte wie
uſw. ge en z zee beklagt ſich aber

er ihn ſchimpft.

at falſch ſind (Sehr

Wenn die Ausführungen des
ätigteit der poini Berufsver

as doch ganſe Veruſsvereine

(Beifall
bein den Polen.)

b. v. Liebert (Rei Wer iſt ſittlich hochgradig entrüſtet über die an l B. einerverſchwindenden Min ahet ts der ſchäftslage des
Reichstages. Durch ſeine Aen über n gehceriiche
Volksvermehrung der Polen, polniſchen Uebermut, faror teu-
toniens, ruft der Redner fortgeſetzt minutenlange Heiterkeitsausbrüche hervor, durch die der Beifall der Aatiſten völlig
übertönt wird. weſgmderk als der Redner ſich über Bohykott
beklagt, bricht ein ſchallendes Gelächter aus.

Arbeiter a S. (Spi
Zuſchneider er T. (Lanſtraße 8). der n
Schloſſerſtr. 12). Kellner iß

Liebenauerſtr. 17). JJrent S. n 160).
rig oß T. (Kl. Ulrich

er Schuhmachermſtr.
Krug aus WMerſebur 5 53 Jahre
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Raatſch inna Wald-eim Sghe e 14 u, Kellner-

aße 16) ſtbote Söder und
Wilhelmine Schmidt (Dieskauer-
ſtraße 1). Thybenund Margarete Huth (Paters-
walde und Röpzig gerweg o

Geboren: Buchhalter ohs
S. Square u erwingerſtraßeSehr Bicht er S. (Thomaſius

traße 4). Schloſſermeiſter ger
(Raffinerieſtr. 17). Arbeiter

Höfer (Lützenerſtraße t
Schloſſer Grabow T. (Mor
r of 11). rrgnatrei erigt ße 26). Schl v
See S. Anhan traße 6).
Verſt. Handelsmann Stoye T.
cchriserſtra 75). Arbeiter

aſſaro S. (Salzſtr. 6). Arbeiter

Geſtorben: Ober
Frte Ehefr. Hedwig geb. Deger
Diigſt Streiberſtraße 48).zſiedemeiſter Ebert, hre
San re 5). Arbeiter Blaß
aus Staß J. (Bergmanns-

oſt). Du manns Sachſe aus
eKutſchers Fi

ſtraße 14).Große nie z ab
ſtner aus m renriette geb. Walther, (Grün-

ſtraße 7/8). Keſſelwärters Frohn
Sohn, 1 J. (Thielenſtraße 4).
Halle Rord (Gr. Brunnenſtr. 34).

283. Januar.

ſtei r x un t Sedwi Schülbe
aborze und en edri e e 28).

undr illerS iel
Magdalenaſtraße 59). Maler Frieln

e t e H.Kutſcher Amal eStra
Wallner Sehr
bahnſchaffner 534 und

Holland (W
Geboren:

re

uiſe

ſtraße 5).
Defer Billhardt

Ber
irbeiters m

endorffſtraße 3).
15 J. (Cecilien-

Veſt
T., 1

Marie en
ſtraße

Danksagu
Für die vielen vewaſe der

h ſowie für den reichen
Blumenſchmuck t der r
meines lieben Sohnesguten Bruders, des Schriftſ ſeßers

Franz
unſern herzlichen Dank.

Die trauernden Hinterbliebenen.

ngenieur

J u e e F 3 e ee D JEin n e ws einer perſöne Petetheſentoe e 45 v die erfreu

izepräſident genüber dvom Abg. wehen t i r Andre u von einer
be ungewohnten Weitherzigkeit geweſen iſt.

ſident Käm verbittet ſich unter h Heiterkeitder inderheit' die Kritik an ſeiner Geſchäftefa

chſte Sitzung: Montag 1 Uhr.
Schluß 44 Uhr.

Allerlei.
Ein e beſonderer Braten. Die tagenthält folgende e „Das Reitpferd des früheren

Generaladjutanten Majeſtät des Kaiſers, des Grafen
Hülſen-Haeſeler, habe ich zum Schlachten angekauft
und gelangt das Fleiſch am Freitag, den 15. d. M., auf dem
a enmarkte zu Ruhrort zum Ver auf, à Pfund 30 Pf. r

chlachter.“ 80 fenni für das Pfund! Was iſt die tre undankbar! Ei ochgeborenes, verdienſtvolles Pferd

(Unlauterer Wellbewerb).

„Neue Hornberger

d ein beſſeres Ende Pereiceg Wo blieb hier der Patriotis-

mus

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerfſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bo ck, für Lokales Otto
Niebuhr, für Provinzielles und Verſammlungsberichte Walter
Leopoldt, ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.
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igt die Verrichtung der Hauswäsche mit 2

Wasch mittel von hocheter
Wasch- und Bleichkraſt. Wäscht

Mane, bleicht wie je Sonne, zchomt 7
das Gewede und ist absolut unsenbaych 7

s

D

P 1 dem vollkommensten selbattätigeo
ersl von welbst ohne jede Ardeit und

a Ueberall erhältlich.
ALLEINIGE FABRIKANTEN:

Henkel s Co., Dässelcdorf.

Soziald. Verein Zeitz.
Morgen, Dienstag den 26. Januar abends 84 Uhr

Werammlune Aer Wodlchen Hngfede

ordnung1. Der grundle be il des Parteigrogramms. Referent:
Genoſſe Ad. Thioſe- Halle. 2. Verſchiedenes.

Alle weiblichen Mitglieder ſollen beſtimmt kommen. Auchmännliche Mitglieder hoben Zutritt. Der Vorſtand.

Weissenfels.
Atwoch, den 27. Jannar 1909, adends 6 Uhr im Volkshause

e

32 all Ideunine,

Theuter- Abend
Zur Aufführung gelangt:

Dor Pfarrer von Kirchfeld.
Volksſtück in 5 Akten von Anzengruber.

vom Stadttheater-Enſemble in Schönebeck, unter
perſönlicher Leitung T des Herrn Direktor

Dunke
Prolse der Plätze

Balkon 45 Pfg. Saal 35 Pfg. Galerie 25 Pfg.
Kinder unter 10 Jahren haben keinen Zutritt, über

10 Jahre alte zahlen auf allen Plätzen die Hälfte.
Programme im Vorverkauf in den bekannten Stellen.

Rauchen streng verboten. Garderobe abgeben.
Abendkasso findet statt.

Der Bildungs Ausſchuß.

Kohlen- 58
Geschäft,

Kleine Ulrichstrasse D.
P. P.

Dam der von der kraft meiner Kohle überzeugenkane, et riketts bei Abnahme

von 10 Zentner Lentwern 65 Pfg frei Haus
presssteine Je 1000 Stäch 12.50 Mk. frei Haus,

500 6.50 rei HansVerſichere prymyeſte Lieferung. V

Kein Fassfettl Kein amerik. Pressfett!
Kunst-Spelsefett 30Pfd.

Geschmack wie Gänsefettl Fertig zum Aufstriech!
Proben meiner Tafelkönigin 60 Gramm gratis
Albert Knäusel, Jägergasse, eheVereins.

MaKkulaturzu haben in der Genoasenachafts Buchdruekeret,

Seleg m r de Sſcne ws L L

2
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G. Bekanntlich ſteht eine „Reform der Sozialgeſetzgebung“
bevor. Hierzu haben die Intereſſenten mehrfach Stellung ge
nommen; ebenſo ſind im Reichsamt des Jnnern Vertreter der
Verſicherten, der Arbeitgeber, der Berufsgenoſſenſchaften, Lan
desverſicherungsanſtalten uſw. gehört worden. Am 20. Januar
fand nun in Halle a. S. die 14. ordentliche Plenarverſamm-
lung der Landwirtſchaftskammer der Provinz Sachſen in An
weſenheit des Oberpräſidenten und des Landeshauptmannes
des Provinz Sachſen, ſowie der Regierungspräſidenten von
Merſeburg und Magdeburg ſtatt. Nach einem Vortrage des
Landesrats Hoefer Merſeburg und Abteilungsvorſteher
Zech er über Maßnahmen, die zu ergreifen ſind, um bei der
Unfallverſicherung ein weiteres Anwachſen der Rentenlaſt zu
verhüten, gelangte nach dem hieſigen „Generalanzeiger“ fol
gende Reſolution zur Annahme:

Die 14. ordentliche Plenarverſammlung ſieht in dem an
dauernden und erheblichen Steigen der Laſten der Unfallver
ſicherung, deſſen Ende und Grenze noch nicht abzuſehen iſt,

eine Gefahr für die Landwirtſchaft, der durch Beſchränkung
der Rentengewährung auf die Fälle wirklichen Schadens und
wirklicher land wirtſchaftlicher Betriebsunfälle ſoweit nötig
im Wege der Geſetzesänderung entgegengewirkt werden muß.
a) Jm Wege der Geſetzesänderung iſt anzuſtreben: 1. die Be
ſeitigung der Entſchädigung für hauswirtſchaftliche Unfälle;
2. die Einſtellung der Rente beim Eintritt zum Militär.
Wiederaufleben des Anſpruches bei Entlaſſung vom Militär
wegen der Unfallfolgen; 83. das Ruhen der Kinderrenten bis
zur Schulentlaſſung. Jedoch kann die Berufsgenoſſenſchaft
in beſonderen Fällen hiervon Abſtand nehmen; 4. das Ruhen
der Rente während einer Freiheitsſtrafe kraft Geſetzes ohne
zuvorigen Beſcheid; 5. Witwen und Hinterbliebenen Renten
ſind nicht länger als während der wahrſcheinlichen Lebens-
zeit des Getöteten zu zahlen, ſobald die Arbeiter-Witwen-
und Waiſenverſicherung eingeführt ſein wird. Jn dem Ge-

iſt auch für die laufenden Renten der Uebergang auf die
rbeiter-Witwen und Waiſenverſicherung von jenem Zeit

punkt an auszuſprechen. 6. Jn den Fällen, wo ein vor
handenes Leiden die Folgen eines Betriebsunfalles ver-
ſchlimmert oder wo ein Betriebsunfall den letalen Ausgang
eines vorhandenen Leidens nur beſchleunigt hat, iſt nur ein
angemeſſener Teil der Rente feſtzuſtellen letzteres wenig-
ſtens von der Einführung der Arbeiter-Witwen- und Waiſen
verſorgung an. b) Jm Wege der Rechtſprechung iſt dahin
zu wirken, daß 1. Renten von 15 Proz. und weniger nicht
bewilligt werden, weil eine Beſchädigung dieſes Grades eine
meßbare wirtſchaftliche Beeinträchtigung in der Regel nicht
zur Folge hat. 2. Zwiſchen haus wirtſchaftlichen und land-
wirtſchaftlichen Unfällen genau unterſchieden wird. 8. Der
Grundſatz: „die Rente ſoll einen Erſatz des Schadens bilden“,
ſcharf durchgeführt wird. c) Die Verwaltungsbehörden ſind
z erſuchen, bei Beſchlüſſen über die Erhöhung der Sätze des

rchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes die äußerſte Vor
ſicht zu beobachten. d) Es iſt zu erwägen, ob im Wege der
Statutenänderung nach Verabſchiedung der zu erwarten
den Geſetze über die Aenderung der ſozialen Geſetzgebüng

die Unfallverſicherung der Betriehsunternehmer auf die
beſchränkt werden ſoll, die wenigſtens den halben Jahres
arbeitsverdienſt aus der Landwirtſchaft ziehen. Der Herr
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten wird
gebeten, an den zuſtändigen Stellen jenen Einfluß im Sinne
dieſer Beſchlüſſe geltend zu machen.

Aus dieſer Reſolution mägen die land wirtſchaftlichen Ar
beiter erſehen, wie die Herren Agrarier, deren Begehrlichkeit
für ihre eigene Perſon keine Grenzen kennt, dem Arbeiter die
Sozialgeſetze noch zu verſchlechtern wünſchen. Wenn man be-
denkt, daß das Unfallverſicherungsgeſetz für Land und Forſt
wirtſchaft ſowieſo ſchon hinter dem GewerbeUnfallverſiche
rungsgeſetz zurückſteht, ſo muß man wirklich ſtaunen, was die
Agrarier dem landwirtſchaftlichen Arbeiter heute alles zu
bieten wagen. Sehen wir uns nun einmal die Reſolution
etwas näher an. Erſt im Jahre 1900 iſt das Geſetz dahin
gehend verbeſſert worden, daß die Verſicherung ſich auch er
ſtreckt auf häusliche und andere Dienfte, zu denen verſicherte
Perſonen neben der Beſchäftigung im Betriebe von ihren
Arbeitgebern oder von deren Beauftragten herangezogen wer-
den. Sollte dieſe Beſtimmung wieder in Wegfall kommen, ſo
würden gerade die land wirtſchaftlicher Arbeiter dadurch ſchwer
geſchädigt, da bei denſelben ſehr häufig ſchwer zwiſchen land
wirtſchaftlicher und häuslicher Tätigkeit zu unter-
ſcheiden iſt. Die Luſt Soldat zu werden, wird zweifellos da
durch „geſtärkt“, wenn man dem landwirtſchaftlichen Arbeiter
beim Eintritt zum Militär die Rente nimmt. Nur dann, wenn
die Entlaſſung vom Militär wegen der Unfallfolgen erfolgt,
will man ihm gnädigſt die Rente wieder zuſprechen. Derartige
v kennt das jetzige Geſetz nicht, e ſolche,
daß die Kinderrenten erſt von der Schulentlaſſung an
zu zahlen ſeien. Wahrſcheinlich müſſen die Herrſchaften ſo
nebenbei noch daran gedacht haben, wie viele Betriebsunfälle
in der Landwirtſchaft gerade den Kindern, und zwar wieder
infolge der immer mehr zunehmenden Kinderausbeutung, zu
ſtoßen; denn in beſonderen Fällen ſoll die Brufsgenoſſenſchaft
auch hiervon Abſtand nehmen, alſo Renten ſchon vor der Schul
entlaſſung zahlen können. Wenn man in Erwägung zieht, wie
ſchwerlich mitunter die Renten herauszuholen ſind, ſo darf
man überhaupt nichts in dem Belieben der Berufsgenoſſen-
ſchaften ſtellen, ſondern alle Beſtimmungen müſſen zwingen-
der Natur ſein. Während der Freiheitsſtrafe ſoll die
Rente ohne vorherigen Beſcheid wegfallen. Die Rente darf
in ſolchen Fällen jetzt erſt entzogen werden, wenn die Strafe
einen Monat überſteigt. Hat der Betreffende aber Angehörige,
die im Jnlande wohnen und im Falle des Todes Anſpruch auf
Rente haben würden, ſo iſt dieſen die Rente zu überweiſen.
Eine unerhörte Forderung der Herren von der Landwirtſchafts
kammer aber iſt es, Witwen und Hinterbliebenen Renten nicht
länger als während der wahrſcheinlichen Lebenszeit des Ge
töteten zu zahlen, ſobald die ArbeiterWitwen und Waiſen
verſicherung eingeführt ſein wird. Wer ſoll denn da ent
cheiden, wie lange der Getötete gelebt haben würde? Viel-

leicht die Berufsgenoſſenſchaften? Ebenſo „arbeiterfreundlich“
iſt die weitere Forderung, in den Fällen wo ein vorhandenes
Leiden die Folgen des Betriebsunfalles verſchlimmert uſw., nur
einen angemeſſenen Teil als Rente feſtzuſtellen. Selbſtver
ſtändlich müßten die Berufsgenoſſenſchaften auch dieſe Feſt
ſtellung treffen.

e n r e 5 rW J re c r 42 n en d e h e r e

Jm Wege der Recht ſprechung ſollen ferner Renten von
15 Prozent und weniger nicht mehr bewilligt werden. Da waren
nun die Herren von der Landwirtſchaftskammer allerdings
nicht ſo begehrlich, wie ſchon vor ihnen einzelne andere Agra
rier, die bereits im Junkerparlament den Wegfall der Renten
von 25-—-30 Prozent gefordert haben. Die unteren Verwal-
tungsbehörden werden endlich erſucht, bei Beſchlüſſen über die
Erhöhung der Sätze des durchſchnittlichen Jahresarbeitsver-
dienſtes die äußerſte Vorſicht zu beobachten. Und ſolche Forde
rungen wagt man ſich aufzuſtellen, nachdem gerade die Junker
mit Hilfe der Geſetzgebung dem Arbeiter die notwendigſten
Nahrungsmittel ganz enorm in die Höhe geſchraubt hsgpen.
Die Rente des landwirtſchaftlichen Arbeiters wird nicht nach
ſeinem wirklichen Verdienſte bemeſſen, ſondern hier gilt für die
Berechnung ein von den Regierungspräſidenten für jeden
Kreis beſonders feſtgeſetzter durchſchnittlicher Jahresarbeits-
verdienſt, der mit Rückſicht auf die Verteuerung der Nahrungs-
mittel, Mieten uſw. dringend einer Erhöhung bedarf. Haben
wir doch in der Provinz Sachſen vereinzelt Jahresarbeitsver-
dienſte in Höhe von 450 Mk. pro Jahr zu verzeichnen. Da die
Rente eines Verletzten nach zwei Drittel dieſes Jahresver-
dienſtes bemeſſen wird, ſo würde bei 450 Mk. die Vollrente nur
300 Mk. betragen. Alſo nicht einmal eine Mark Rente würde
ein vollſtändig arbeitsunfähiger Verletzter in ſolchen Kreiſen
erhalten. Sprach doch vor 116 Jahren im hieſigen Arbeiter
ſekretariat einmal ein land wirtſchaftlicher Arbeiter vor, der
infolge eines Unfalles den Verluſt eines Beines zu beklagen
hatte. Dafür erhielt er 75 Prozent Rente im Betrage von
monatlich 20 Mk. 10 Pfg. Auf einmal entdeckte man, daß der
Verletzte inzwiſchen das Zigarrenmachen erlernt hatte und
ſchleunigſt kürzte man ihm die Rente bis auf 25 Proz. 6,70
Mark pro Monat. Alſo mit ſage und ſchreibe ſechs Mark und
70 Pfennig wurde damals von der land wirtſchaftlichen Berufs-
genoſſenſchaft der Provinz Sachſen das Bein eines landwirt-
ſchaftlichen Arbeiters bewertet. Da der Arbeiter als Zigarren-
macher damals 12 Mk. wöchentlich verdiente (als landwirt-
ſchaftlicher Arbeiter hatte er vor dem Unfall auch nicht mehr
verdient), ſo würde er, wenn die Herren von der Landwirt-
ſchaftskammer mit ihrem Grundſatze „die Rente ſoll nur einen
Erſatz des Schadens bilden“, durchkämen, hernach gar nichts
mehr zu beanſpruchen haben. Vor 11 Jahren hat er vom
Schiedsgericht noch 50 Proz. zugeſprochen erhalten.

Erſt in den letzten Tagen haben im Reichstage Vertreter der
Junker betont, daß die Arbeiterverhältniſſe auf dem Lande
beſſer ſeien als in der Großinduſtrie, weil auf dem Lande noch
ein patriarchaliſches Verhältnis herrſche zwiſchen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer. Wenn die Agrarier dem Landarbeiter die
Sozialgeſetze aber derart verſchlechtern wollen, daß bald gar
nichts mehr davon übrig bleibt, dann mögen ſie ſich vorſehen,
daß das von ihnen betonte „patriarchaliſche Verhältnis“ her
nach nicht vollends in die Brüche geht. Die Landarbeiter aber
mögen ſich aufraffen und ernſtlich die Verbeſſerung ihrer elen
den Lage ins Auge faſſen.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., 25. Januar 1909.

Zu einer eindrucksvollen Demonſtration
gegen die Dreiklaſſenſchmach geſtaltete ſich die von der Partei
leitung zu geſtern vormittag 11 Uhr im „Volkspark“ einbe-
rufene Maſſenverſammlung. Wohl zweitauſend Menſchen
ſoviel in dem geräumigen Saal nur Platz fanden hatten ſich
eingeſtellt, um erneut Proteſt zu erheben gegen das elendeſte
und unſinnigſte aller Wahlſyſteme. Genoſſe Adolf Al-
brecht, der Reichstagsabgeordnete für den Kreis Kalbe-
Aſchersleben, ſprach in packender Rede über das Thema: „Das
preuſtiſche Geldſacksparlament in ſeinem Kampfe gegen die
Sozialdemokratie und der Stand der preußiſchen Wahlrechts-
reform.“ Dem Redner, deſſen Ausführungen oft von Beifalls
kundgebungen unterbrochen wurden, gelang es nachzuweiſen,
daß die ungeheure Maſſe des Volkes unerſchütterlich hinter
ſeinen Abgeordneten, den Sieben im Dreiklaſſenparlament,
ſteht und fernerhin ſtehen wird. Er ſchilderte kurz die ſchmach-
vollen Verhältniſſe, durch die das arbeitende Volk entrechtet
und entmündigt wird trotz ſeiner von den ſogenannten höchſten
Stellen anerkannten politiſchen Reife, um dann das Verhalten
der bürgerlichen Parteien zu geißeln. Jnsbeſondere die Frei-
ſinnigen, die mit freiheitlichen Phraſen um ſich werfen und bei
allen möglichen Gelegenheiten auf den politiſchen Gimpelfangausgehen, erhielten ihren wohlverdienten Teil ätzender Kritik.

Dieſe Waſchlappenſeelen, deren Vorfahren als Parlaments
mehrheit ſich wohl hüteten, dem Volke das freie Wahlrecht
zu geben, ſinnt ſich heute vergeblich darüber aus, dem Volke
Roßtäuſcherſtückchen vorzumachen. Sie haben jeglichen Kredit
verloren. Beſonders jetzt, nachdem ſie ihre Wut über das Ein-
dringen der Sozialdemokratie nicht anders äußern konnten,
als dadurch, daß ſie die mühſam errungenen ſozialdemokra-
tiſchen Mandate wieder zu rauben ſuchen. Tauſendſtimmiges
Pfui unterbrach den Redner, als er an der Hand unwiderleg-
lichen Materials die erbärmlichen Praktiken der freiſinnigen
Doppelzüngler einer ſchonungsloſen Kritik unterzog. Und
mit ſtürmiſchem Gelächter quittierte die Verſammlung die
vom Redner angeführte Ausnahmegeſetzrede Bülows, deren
Sinn bedenklich auf das berühmte Cavourſche Wort: Mit dem
Belagerungszuſtand kann jeder Eſel regieren, hinzielte. Ge
noſſe Albrecht ſchloß mit einem begeiſterten Mahnruf zum fer
neren zähen Wahlrechtskampf. Seine Worte erweckten lang
nachhaltenden Beifall. Folgende Reſolution wurde unter Ver
zicht auf eine Diskuſſion einſtimmig angenommen

Die am Sonntag, 24. Januar 1909, im „Volkspark“ zu
Halle a. S. tagende öffentliche VolksVerſammlung, beſucht
von 2000 Perſonen, proteſtiert mit aller Energie gegen die
infolge des unſinnigen Dreiklaſſenwahlrechts beſtehende Ent
rechtung des arbeitenden Volkes in Preußen und gegen den
von den bürgerlichen Parteien des preußiſchen Landtages
geplanten ſchmachvollen Mandatsraub.

Sie erachtet es als eine Pflicht aller freiheitlich geſinnten
Volksgenoſſen, für Abſchaffung des elendeſten aller Wahl-
ſyſteme und Einführung des Reichstagswahlrechts in Preu-
ten zu ſorgen.

Die Verſammlung gelobt, entſchiedener noch als bisher, den
Wahlrechtskampf zu führen, bis freiere erträglichere Zuſtände
in Preußen und damit im Deutſchen Reiche eingeführt ſind.

Halle a. S., Dienstag den 26. Jannar 1909.

Agrarier und Unſalſverſicherung.

20. Jahrg.

Mit einem brauſenden Hoch auf das gleiche, allgemeine,
geheime und direkte Wahlrecht fand die prächtige Verſammlung
ihr Ende.

Schon in aller Frühe des Sonntags waren unſere fleißigen
Agitationskolonnen ausgezogen, um treppauf und treppab
Flugblätter in jede Wohnung zu bringen. Die Ueberſchrift
des Blattes: „Herunter mit der Maskel“ fand überall Zuſtim-
mung, und an manchen Stellen fielen Worte gegen die frei-
ſinnigen Verräter und Heuchler, die an Draſtik nur von den
Aeußerungen gegen das unerſättliche Junkervolk, dem ſchon
die winzige Nachlaßſteuer Anlaß zur Revolte bietet, über-
troffen wurden.

Freudig nach getaner Arbeit kehrten unſere Genoſſen zurück
in ihre Diſtriktslokale, um ſich zu ſtärken und nach kurzer Raſt
den Marſch zum Verſammlungslokal an zutreten. Einzeln und
truppweiſe zogen ſie ihre Straße, trotz oder vielleicht gerade
wegen ihrer Ruhe von den behelmten Organen mißtrauiſch be-
trachtet. Was Wunder, daß an den Hauptkreuzungspunkten der
Straßen ſich die Parteigenoſſen trafen. Grüße austauſchten,
ſich vereinigten und gemeinſchaftlich weitergingen.
Nun aber bekamen die Geſichter unſerer Polizeier ihren be
kannten militäriſch-ſicherheitlichen Dienſtausdruck. Zwanzig
Arbeiter im Sonntagsanzug beieinander! Dort gar vierzig
und von der anderen Seite wieder zehn! Was ſoll das heißen?
Und die Polizei weiß von gar nichts? Ohl Auf dem Markt
laufen bekanntlich einige Verkehrsſtraßen zuſammen. 5 eſſen
Umſtand wurde plötzlich die Polizei gewahr, als aus dieſen ver-
ſchiedenen Straßen Leute kamen und, da ſie dasſelbe Ziel
hatten, auf gleichem Wege weitergingen. „Und ſiehe, aus dem
geöffneten Haus zwängten ſich zwanzig Poliziſten herausl“
Nur Poliziſten, keine Feuerwehrleute. Die Dampfſpritze war
noch nicht geheizt. Jm Hui ging's die Straße entlang. Die
Spaziergänger blickten ſich nicht wenig erſtaunt nach den ſtreit-
baren Männern um und ein älteres, grauhaariges Ehepaar
vom Lande, aus Zipſendorf, mußte daran glauben. Es hatte
wohl zu erſtaunt oder neugierig dreingeſehen, vielleicht auch
den Aufzug der Polizeier als eine Art Wachtparade angeſehen.
Kurz und gut, es wurde mitgenommen. Aus Sicherheits-
gründen. Unterdeſſen hatten einige Schutzleute entdeckt, daß
die „Demonſtranten“ einen Umweg machten. Es wurde abge
ſperrt und damit den Spaziergängern Gelegenheit gegeben,
den näheren Weg einzuſchlagen. Das taten dieſe heimtückiſcher-
weiſe auch. Dann ging es eine Weile gut. Wacker marſchierten
Kommiſſar und Schutzmann mitten unter den Verſammlungs-
beſuchern, deren unbeabſichtigte Demonſtration durch dieſen
Zuwachs nicht unerheblich verſtärkt wurde. An der Scharren-
ſtraße kamen einige Mann pon der Neuen Promenade aus
hinzu. Dieſe veranlaßte man, über den Harz zu gehen, damit
auch deſſen Bewohner etwas von der Geſchichte zu ſehen be-
kamen. Ein weißhaariger Kommiſſar rief kampfbegeiſtert: Wir
laſſen ſie nicht zuſammen! Bei den Worten blieb's aber auch.
Nachdem je drei Mann durch die verſchiedenen Paſſagen vom
Harz her nach der Geiſtſtraße gezogen, kamen die letzten drei
durch den offiziellen Ausgang und blieben natürlich von den
dort poſtierten ebenſovielen Schutzleuten unbehelligt. Alle
Schutzleute verhielten ſich freilich nicht ſo verſtändig. Jm
Mühlweg herrſchte ein Beamter zwei der Spaziergänger an,
daß ſie beiſeite gehen ſollten, es könne ja kein Menſch durch.
Jm nämlichen Augenblick lief er gegen eine Dame an. Er
hatte unglücklicherweiſe ſich neben jene zwei geſchoben und damit
war allerdings das Trottoir verſperrt. Wir haben noch nie-
mals einen ſo verwunderten Schutzmann geſehen.

Während der Volks- Verſammlung fand auch eine Verſamm-
lung für polizeiliche Organe im Hofe der Hofkonditorei von
Dietze, Burgſtraße 38, ſtatt. Nach Schluß der Verſammlung
im „Volkspark“ kam eilfertig ein Meldereiter pardon
Radfahrer und im Laufſchritt ging's hinter die Heimkehrenden
her. Unter anderen waren diesmal auch die Jnſpektoren von
Doſſow und Weidemann dabei. Wahrſcheinlich hatten dieſe
den Oberbefehl. Trotzdem die Leute, wie von allen Glaub-
würdigen verſichert wird, vollkommen ruhig ihren Heimweg ver
folgten, kam es mehrmals lediglich durch Schuld der Polizei

zu Zuſammenſtößen. Auch wurden einige Perſonen ſiſtiert,
unſeres Wiſſens vier, die aber bald wieder frei gelaſſen wurden.

Außer allem Zweifel ſteht, daß nichts ruhiger verlaufen wäre,
wie der geſtrige Tag, wenn nicht die Polizei das Bedürfnis ge
habt hätte, die Notwendigkeit ihres zahlreichen Perſonals durch
ſolche ganz und gar unangebrachte Eingriffe in die Rechte des
Staatsbürgers zu dokumentieren. An keiner Stelle iſt der Ver-
kehr irgendwie geſtört worden, trotzdem mußte er „aufrecht er
halten“ werden. Neugierig ſind wir nur, welchen Waſchzettel
die Polizei an die hieſige bürgerliche Preſſe verſchicken wird.
Neugierig auch darauf, wie hoch die verehrte Sicherheits-
wächterin ihren Anteil am Gelingen unſeres Tages ein-
ſchätzen wird.

Wir ſind nämlich außerordentlich zufrieden. Hoffentlich iſt
die Polizei es auch

Heute abend 8 Uhr
findet im „Volkspark“ eine öffentliche Frauenverſammlung
ſtatt, in der Genoſſin Ottilie Baader aus Berlin über das
Thema „Die Frau im politiſchen Leben“ ſprechen wird. Wir
dürfen wohl die Erwartung ausſprechen, daß die Frauen aus
der Arbeiterbevölkerung, nicht minder auch die Arbeiter ſelbſt
ſich an der Verſammlung beteiligen. Zur trägen Raſt iſt die Zeit
zu ernſt. Auch die Frau hat die Pflicht, ſich von den politiſchen
I ingen zu unterrichten, darum: Hinein in die Verſamm
ung!

Rech. rigoroſe Beſtimmungen
enthalten die Pachtverträge, welche die Stadt mit, den Päch-
tern der am Galgenberge belegenen Schrebergärten abſchließt.
Der geforderte Pachtpreis iſt ein recht hoher. So beträgt er
nach einem uns vorliegenden Vertrage für ein Stückchen Land
von nicht ganz einem Ar Größe (98 Quadratmeter) jährlich
21, Mk. oder 21,4 Pf. für das Quadratmeter, was einer
ausreichenden Verzinſung für den Kaufpreis von 5,35 Mark
pro Quadratmeter gleichkommt. Allerdings iſt es uns nicht
unbekannt, daß die Stadt mit dem Stück Land, welches ſie
dort am Galgenberge gekauft hat, oder vielmehr mit ſeiner
vorläufigen Verpachtung kein beſonders großes Geſchäft macht.
Aber die Pächter können ja nicht dafür, daß es zum Teil
Brachland iſt. Dieſelbe Stadtgemeinde jedoch, der es nicht
darauf ankommt, Grundſtücke von bedeutend höherem Wert
ſchlankweg zu unproduktivem Zwecke zu verſchenken, ſollte hier



bei einen und mitunter ſogar bedürſtigen Leuten etwas mehr
Rückſicht üben.

Gegen die vom Standpunkt der Moral ebenfalls ſehr an
fechtbaren Beſtimmungen des s 6, wonach der Pächter allen
möglichen nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch ihm zuſtehenden
Rechten entſagen muß, wollen wir uns nicht wenden, wohl
aber gegen S 7 des Vertrages, der die Haftpflicht behandelt.

Jn ihm wird geſagt, daß die Verpächterin jede Haftpflicht ab-
lehnt, was insbeſondere auch hinſichtlich
gelten ſolle. Eine frühere Beſtimmung des Vertrages legt feſt,
daß Bertreter und Beauftragte der Pächterin jederzeit
Zutritt zu dem fraglichen Grundſtück haben. Stößt dieſen
einmal etwas zu, was bei der Unkenntnis der vom Pächter
getroffenen Einrichtungen ſehr wohl möglich iſt, ſo haftet eben
der Pächter, trotzdem ihm vielleicht der Beſuch gar nicht ein
mal gelegen kam. Dasſelbe läßt ſich an der Beſtimmung über
etwaige Erdſenkungen ausſetzen. Freilich m hier die An
nahme nahe, daß bei etwaigen Unfällen infolge ſolcher Ereig
niſſe der Begriff „höhere Gewalt angewendet wird und mate
rielle Schädigungen des Pächters verhütet.

Schließlich ſei noch die Beſtimmung kritiſiert, welche für den
Pächter reſp. deſſen Erben die Rechte des S 569 des Bürger
lichen Geſetzbuches ausſchließt. Dieſer Paragraph beſtimmt,
daß nach dem Tode des Mieters oder Pächters ſowohl Erbe
als Vermieter berechtigt ſind, das Pachtverhältnis am erſten
zuläſſigen Termin zu kündigen. Dieſes Recht, das für die
Erben unter Umſtänden von großer Bedeutung ſein kann,
wird durch s 9 des Pachtvertrages aber nur für
die Erben, nicht für die Stadt. Der Magiſtrat hat ſich die
Vorteile des Bürgerlichen Geſetzbuches geſichert, während ſie
dem Pächter bezw. deſſen Erben vorenthalten bleiben ſollen.
Das iſt erſtlich recht unſchön und kleinlich gehandelt und
zweitens nach unſerem Dafürhalten auch gar nicht zuläſſig.
Wohl kann der S 569 des Bürgerlichen Geſetzbuches vertrag-
lich wegbedungen werden, aber doch nur gleichmäßig für beide
Teile und nicht einſeitig wie hier.

Der Pachtvertrag beweiſt wieder einmal, wie ſehr durch ju
riſtiſche Kniffe und Winkelzüge das Rechtsempfinden des ge
ſunden Menſchenverſtandes oft verletzt wird. Zum Ruhm ge-
reichen ſolche das Recht des Stärkeren hervorkehrenden Ab
machungen der Stadt jedenfalls nicht.

Exzellenz, wir ſind entzückt!
So triumphiert die „freiſinnige“ Saalezeitung, weil ihr, aus

gerechnet ihr, von einem Schreiber des Barons Aehrenthal
„aus dem K. K. Miniſterium“ ein Expypofſs geſchickt wurde, in
dem der Schreiber die platteſten Selbſtverſtändlichkeiten betont,
daß Oeſterreich etwaige Angriffe ſerbiſcher Banden abwehren
werde und dergleichen Diplomatenſchwatz. Die alte Tante iſt
ſo entzückt, daß ihr, ausgerechnet ihr, ein Brocken aus einer
K. K. Miniſterkanzlei zugeworfen wird, daß ſie in einem durch
ſchoſſenen Leitartikel mit Fettdruck und Einzug einen Freuden-
tanz vollführt. Ja, ja, der „Demokratenſtolz“! Für Orden
und Kanzliſtenſchreiben haut man den „Liberalismus“ in die
Ecke, falls nämlich noch ein Reſtchen vorhanden war. Man
denke, das Schreiben war K. K.

Ah! Ahl

Die Halleſche Polizei
macht auch außerhalb der Mauern unſrer Stadt von ſich reden.
Wie ſich von ſelbſt verſteht in einem Sinne, der anderen Sterb-
lichen in gleicher Lage recht wenig Reſpekt vor ſich ſelbſt einflößen
würde.

Unſerem Frankfurter Bruderorgan, der Frankf. „Volksſtimme“
wird von einem Arbeiter folgendes geſchrieben „Zu Jhrem kürzlich
gebrachten Artikel über die Polizei in Halle a. S. (der den
Ruhm unſrer Löblichen in ähnlicher Weiſe ſingt) möchte ich Jhnen
etwas Selbſterlebtes mitteilen: Als ich vor einigen Jahren auf
der Maifeier Mitglied des Sozialdemokratiſchen Vereins wurde
und von dieſer Feier meinem Bruder in Halle eine Anſichtskarte
ſchickte, wollte es der Zufall, daß er gerade ſeine Wohnung gewechſelt
hatte. Ob es nun dieſer Anlaß war oder aber, daß er polizeilicher
Angeſtellter iſt, kurz und gut: der Jnhalt meiner Poſtkarte kam
der Polizeibehörde zur Kenntnis. Eines Tages werde ich
hier auf das 14. Polizeirevier geladen, um mich über meine
Geſinnung zu äußern. Jch lehnte das entſchieden ab und
machte darauf aufmerkſam, daß hier entweder bei der Poſt oder
bei der Polizei eine Verletzung des Dienſtgeheimniſſes vorliegen
müſſe. Beſonders machte ich dem Beamten bekannt, daß ich die
Sache weiter verfolgen würde, falls meinem Bruder hieraus Nach-
teile entſtünden. Seitdem ſchreibt mir mein Bruder nicht mehr

un hPie beiden Sträklinge.
Auſtraliſcher Roman von Friedrich Gerſtäcker.

Als Walker in demſelben Augenblick ſich
von ſeinem Pferde warf, ſah er, wie der Körper noch einmal in
der letzten Zuckung nach oben tauchte, aber die raſche Strömungriß ihn mit ſich ſort und der dunkle Blutfleck auf der gelb

rznden Flut war das letzte Zeichen des beſtraften Ver
rechers.
Mabong ſchaute dem J per des Feindes mit wildem,triumphierendem Blick nach. aährend aber Walker und

Mac VDonald mit dem glücklicherweiſe nur betäubten Stock-
keeper beſchäftigten, fiel J Blick auf ein kleines Bündel, das
er von dem Hals des Krüppels mit ſeinem Hieb herunterge-
ſchnitten, und das zu ſeinen Füßen im Sande lag. Es war
ein blaubaumwollenes, mit den vier Zipfeln feſt zuſammenge-ſchnürtes Tuch, und der Jnhalt ließ ihm n den ge
ringſten Zweifel mehr über den an jenem unglücklichen Bündel
mann verübten Mord. Enthielt es doch das Wenige, was der
ſchwarze Mörder von ſeinem Opfer für des Mitnehmens wert
gefunden hatte: die gelben Meſſingknöpfe, die er an ſeiner
Jacke getragen, ein altes per mit nur noch einer halben
Klinge, zwei Stückchen Tabak und drei Schillinge Silbergeld.

Bale kam bald wieder zu ſich; der Stein hatte ihm nur die
Stirn aufgeriſſen und ſonſt weiter gerade keinen chaden ge
tan. Nur der Grauſchimmel war den übrigen Pferden nach-
galoppiert und mußte erſt von Mabong wieder zurückgeholt
werden.

Eine traurige Pflicht blieb ihnen indes noch zu erfüllen,und zwar den Körper des Ermordeten zu anleihen ob ſie
vielleicht etwas an ihm entdecken könnten, was ihnen ſage,
wer er ſei und wohin er gehöre. Die Unterſuchung, die Ma-
bong mit grotzer r und noch größerer Kaltblütigkeit
ausführte, ergab aber nicht das geringſte Refultat. Die an
der Jacke fehlenden Knöpfe beſeitigten allerdings letz
ten Zweifel, daß Nguyulloman hier die Hand im Spiele ge
habt und ſeine Strafe nur gerecht erhalten habe; ſonſt führte
der Tote nichts bei ſich, was Licht über ihn gegebey hötte.
Selbſt das Geſicht war Bale, der doch manche der Burſchen
on hier geſehen, unbekannt. Dieſe Arbeiter, meiſt alte Sträf-
linge, die entweder ihre Zeit r und ihre Strafe ver
büßt, oder Freipäſſe mit der Erlaubnis erhalten hatten, im
Lande drin, wie andere freie Arbeiter, Dienſt zu ſuchen, ziehen
häufig in ſolcher Art von Sation zu Station, und da ſich
niemand um ſie bekümmert, wo ſie bleiben und was aus ihnen

und weiz.tch nicht wie die Sache audgezangen iſt. Ich ſelbſt höre

eine ſo eifrige Behörde ſich auch um die Privatverhältniſſe
der Verwandten ihrer Angeſtellten kümmert, iſt kaum derwunder
lich, mehr Erſtaunen muß es wecken, daß die Frankfurter Polizei
ſich auf ein ſo ausſichtsloſes Unternehmen einläßt. Dieſe Ge
ſinnungsſchnüffelei hätte müſſen von vornherein durch gerichtlicheFeſtſtelnngen an den Pranger gebracht werden.

Wo ſitzen die „Waſſerſcheuen
Nach einem in der „Halleſchen Zeitung erſchienenen Verſamm-

lungsbericht hat der fünfte kommunale Verein ſich gegen die rege
Errichtung eines Volksſchwimmbades ausgeſprochen. Gründe
dieſen Beſchluß erblickte die Verſammlung in folgendem: Die

Bades jetzt nicht. Auch werde ſich ein ſo luxuriös eingerichtetes
r ſo rentabel erweiſen, wie man hoffe. Das
Halleſche Publikum denke gar nicht daran, für die
gar nicht geringen Koſten in dieſer oder jener Ge
fellſchaft zu baden. Hier ſei aber Platz für eine Stiftung
w nder Bürger. Was die Bedeutung des Bades für die
arbeitende Bevölkerung anlange, ſo ſei ſie gleichfalls viel zu ſehr
überſchätzt. Die Arbeiter in den Fabriken benutzen die dortigen
Badeeinrichtungen nicht ſo, wie erwartet war. Die Flußbäder im
Sommer hätten doch ihr Gutes; man ſollte lieber dieſes Projekt
des Schwimmbades zurückſtellen und dafür andere, notwendigere
Arbeiten vornehmen.“

Alſo das „Halleſche Publikum“ will nicht mit allen und jedem
zuſammen baden „Publikum“ iſt ein ſehr dehnbarer Begriff. Er
gilt unten und oben. Für die Kommunalvereinler, die allerdings
kein großes „Publikum“ haben, iſt er ein ſehr enger, er beginnt
mit dem Sechsdreierrentier und hört auf beim ſogenannten Bau
meiſter, Leute, die ſich auf nichts weiter verſtehen, als auf das
Mimen der gekränkten Leberwurſt. Und dieſe paar Männekens
wollen nicht mit andern zuſammenbaden Aber vielleicht faſſen
wir die Sache falſch auf und man hat das Wort „Publikum“ auf
einen Kreis anwenden wollen, wie wir ihn etwa darunter begreifen.
Dann allerdings. Wir haben gehört, daß es in den Klaſſen, die
zwiſchen oben bezeichneten Extremen ſtehen oder beſſer pendeln,
Leute gibt, die ihre Füße und teils auch, was darüber ſitzt, immer
erſt dann waſchen, wenn ſie ſich auf Rheumatismus unterſuchen
laſſen wollen. Kann es jemand einem Arbeiter, der ſchon ſeiner
Beſchäftigung halber, regelmäßiges Baden gewöhnt iſt, verdenken,
wenn er ſich weigert, mit einem derartigen Schmutzmichel zuſammen

ins Baſſin zu ſteigen
Dann „benutzten die Arbeiter die Fabrikbäder nicht wie erwartet“.

Allerdings, das ſtimmt vielleicht zum Teil. Wir möchten aber
demgegenüber den Herren vom Kommunalverein empfehlen, einmal
eine Beſichtigungsreiſe in Fabrikbäder zu unternehmen. Es iſt
nicht unmöglich, daß dann ſelbſt ihnen ein Ahnimus dämmert,
warum Arbeiter es vorziehen, ſich zu Hauſe abzuſeifen, anſtatt ins
Fabrikbad zu gehen.

Daß ſolche Gründe eigentlich für die Errichtung des Schwimm-
bades ſprechen, ſollte ſelbſt einen Kommunalvereinler gegenwärtig
ſein. Aber kann man vom Schöpſen mehr verlangen, als ein Stück
Schöpſenfleiſch

Die dramatiſche Abteilung des Sozialdemokratiſchen Ver
eins veranſtaltet am Dienstag, 26. Januar, abends 8 Uhr,
im „Volkspark“ einen Theaterabend, in dem zur Aufführung ge
langt: „Der Biberpelz“, Diebeskomödie in vier Akten
von Gerhart Hauptmann. Die Parteigenoſſen mit ihren Ange-
gen wollen ſich zahlreich beteiligen, um damit die Beſtre-
ungen der Abteilung zu unterſtützen. Die Programme, welche

zugleich Einlaßlegitimation bilden, koſten 20 Pfennig, ein
genußreicher Abend kann als ſicher in Ausſicht geſtellt werden.

ung Banarbeiterſchutzkommiſſion! Den Mitgliedern zur
Nachricht, daß am Mittwoch, 27. Januar, abends 8 Uhr, die
regelmäßige Sitzung im Lokal des Herrn Sachſe, Alter Markt
ſtattfindet. Die neuen und alten Mitglieder wollen ſich pünktlich
dazu einfinden. Die Adreſſe des Obmanns iſt Robert Gräfe,
Schwemme 2. Alle Einſendungen ſind an dieſe Adreſſe zu richten.

Richtigſtellung. Der in Nr. 20 gebrachte Verſammlungs
bericht „Tabakarbeiter-Halle“ betrifft nicht die Tabakarbeiter, ſon
dern die Textilarbeiter. Wir bitten dies richtig zu ſtellen.

Aus dem Bureau des Stadt Theaters. In der letzten dies
jährigen Tannhäuſer- n hen am Dienstag Wugte err
Gogl den Tannhäuſer, Herr Frank den Wolfram. iſa
beth gaſtiert Frau Margarete Bruger-Drews vom Stadt-
theater in Plauen auf Engagement für das 928 der jugendlichen
dramatiſchen Sängerin, welches durch das Ausſcheiden von Frl.
Wolf aus dem Enſemble des Halleſchen Stadt Theaters per 1909
frei wird. Am Mittwoch geht Heinrich von Kleiſt's vaterländiſches

wird, fallen ſie gar nicht ſo ſelten den Schwarzen
z Opfer. Außer ihrem Haß gegen alle Weißen, können
ieſe an ſolchen armen Teufeln ihre Raubluſt r äh am

beſten und auch ungeſtrafteſten befriedigen. Die Beute be
chränkt ſich freilich faſt ſtets auf eine wollene Decke, ein Meſ-
er und im günſtigſten Fall auf ein Stück Tabak; den Schwar-

n aber genügt das auch vollkommen, ſie verlangen nicht
mehr.

Den Wunden nach, die der Unglückliche am Kopfe trug,
hatte g. Nguyulloman wahrſcheinlich in der letzten Nacht zu
dem Feuer geſchlichen, an dem er lagerte, und ihn mit einem
Stein im Schlafe getötet.

Sie legten ihn wieder in die Grube, deckten Sand und
Erde darauf, zogen dann eine Anzahl Aeſte und Zweige dar
über hin, um die wilden Hunde vom Grabe fern zu halten,
und ſteckten zu Häupten ein roh zuſammengebundenes Kreuz

das traurige Erinnerungszeichen manches armen, fern von
den Seinen erſchlagenen Wanderers.

Bale, der ſich indeſſen wieder vollkommen erholt und ſeinem
Herzen beſonders durch eine ganze Sammlung der oft wunderlichſten Flüche und Verwünſchangen über die Schwarzen im

allgemeinen, wie Nguyulloman im beſonderen Luft gemacht,
konnte ſich aber jetzt nicht länger aufhalten und mußte ſeinen

ferden ſolgen. Auch Walker und Mac Donald drängte es,ihr Ziel wo vor Abend zu erreichen. So, nach kurzem, aber
herzlichem chied, das wilde Abenteuer, das ſie hier plötzlich
nach langer Trennung wieder einmal e gefhrt und
vereinigt, als etwas zum Buſch Gehöriges nich n
weiter beachtend, trennten ſich die Männer, ihren verſchiedenen
Zielen raſch entgegenſtrebend.

33.

Schluß.
Die Sonne neigte ſich gegen die Wipfel der Malleybüſcheund gab ihren rotſchimmernden Stilen und hellgrünen l

tern mit den zitternden Schatten und Lichtern, die ſie darüberwarf, einen eigenen, dem auſtraliſchen Buſch ſonſt nicht immer
zugehörigen Reig. Jn den hohen Gumbäumen am Ufer ſam-
melte ſich ſchon ein faſt unabſehdarer Schwarm von weißen
Kakadus, um fein Nachtlager in den Wipfeln ſuch n, und
über dem Strom, an en nmittelbarem U die Reiter
et hingaloppierten, ſtrichen ſchwirrend ganze e von wil-
en Enten auf und ab. Auch zwei ſchwarze Schwäne, die auf

dem Fluß ihrer Nahrung 15gesangen, ruderten, als ſie die
heranſprengenden Pferde hörten, die ſchlanken Hälſe nach
rechts und links herüberdrehend, raſch gegen die Strömung
an, bis ſie ſahen, daß die gefürchteten Menſchen trotzdem

zeniſch Leitung der Vorſtel 8 e Aen iſſeur h
e D rprinze hin.n r ſeenſen de rn ter er

i letzten als
u

chen Hoftheater in Deſſau zu einem n
W Die beliebte Künſtlerin tritt

ndinede en eR Ha i ung desn
der Stadt w nnabend itta sv olle“ oder irre ind v
als außerordentliche Volksvorſtellung (60, 40 und 25 Pf.) gegebenausg e ie bekannt werden von
den reaus keine mehr verteilt.) Billetts ab Mitt
woch früh 10 Uhr an der Tageskaſſe des Stadttheaters. Vor
anzeige: Sonntag nachm. 32 Uhr: „Der Verſchwender“
abends 7 Uhr: Don Juan. niag: Einmaliges Hict
Erika Wedekind Flautoſolo, Der Barbier von Sevilla.

Herr Landory, unſer beliebter Tenorbuffo, iſt ſoweit von der
rer Krankheit, die ihn über 2 Monate von ſeinem Berufe
a eneſen, daß er bereits wieder Probe mitmachen kann.Als eries A en hat Herr Landory den Veit in „Un
dine“ am kommenden Freitag gewählt.

Ein Leiſtikow für unſer ſtädtiſches Muſeum. Für den Preis
von 2000 Mk. hat das ſtädtiſche Muſeum ein Gemälde des kürzlich
verſtorbenen Malers Walter Leiſtikow von der Berliner Kunſt
n Ernſt Zaeslein erworben. Der Zuwachs iſt als ein

ſonders erfreulicher zu bezeichnen, denn von Leiſtikow werdenin nicht allzu ferner Feit um noch Gemälde im Handel zu

haben ſein.
Ueberfallen wurde am Sonnabend abend nach 6 Uhr ein

Tiſchler B., der e vorher in einer Wirtſchaft in der Schloß
gaſſe aufgehalten hatte und dort mit ſechs Männern, die Schnaps
groſchen von ihm haben wollten, in Streit geraten war. ie
Burſchen überfielen den Tiſchler auf dem Schloßberg und richteten
ihn aus Rache übel zu, worauf ſie das Weite ſuchten. Sie ſind
jedoch erkannt und werden angezeigt.

Einen Sturz beim Exerzieren erlitt der Füſilier
Raue von der 9. Kompagnie des r.Nr. 36. Der junge Mann, der einen Bruch des linken Ober
ſchenkels davontrug, wurde in das Garniſonlazarett überführt.

Einen Oberſchenkelbruch beim bloßen Exerzieren
Beilage. Unſerer heutigen Geſamtauflage liegt ein

Proſpekt der Firma Lehmann und Aſſmy, Spremberg i. L., bei,
worauf wir unſere Leſer hiermit aufmerkſam machen.

Lieskau, 24. Januar. en Sonntag, nachmittag
ain unſerm Nachbarorte iebzig ein bedauerlicher Un lü

re Drei Schulknaben von hier, die 11- und 14jährigen Gebrüder
ornheim und der 13jährige Keil, liefen dort auf der Saale

Schlittſchuhe. Keil brach ein und ertrank vor den Augen ſeiner
Spielkameraden, die ihn nicht zu retten vermochten.

Gewerbegericht Halle.
Vorſitzender: Magiſtratsaſſeſſor Köcher.
Nach zehnjähriger Dienſtzeit geriet der Kutſcher Schwalbe

mit dem Droſchkenbeſitzer Reiche in Differenzen und wurde am
12. Dezember v. J. plötzlich entlaſſen. walbe verlangte nach
ſeinem vor reichlich zehn Jahren erfolgtem gegen die Hälfte
eines Monatsgehaltes von 30 Mk. und für 14 Tage 8 Mk. Speſen
J Tag. Beklagter glaubt zur ger verpflichtet zu ſein,

Kläger zur Zeit von dem Vater des Beklagten ohne Kündigung
engagiert worden ſei. Uebrigens wäre Kläger nicht entlaſſen wor
den, ſondern ſelbſt gegangen. Der Kläger ging nach längerem
Verhandeln auf einen ſehr mageren Vergleich ein, nach dem er
8 Mk. erhält.

Aus Freude über die ihm verſprochene hatte ſich
ein Schloſſer eines Tages „einen Kleinen gekauft“. Die Freude
war aber vergeblich geweſen, denn der Schloſſer hatte ſich in dem
betreffenden riketabliſſement nicht bloß bei dem Meiſter, ſon
dern auch ſpäter bei dem Chef vorſtellen müſſen. Da nun dex
Chef ſpäter merkte, daß der Arbeitſuchende etwas ſehr ſtark nach
Schnaps roch, wurde aus dem r nichts. Der Kläger
er ſich darauf, daß ihm von dem Werkmeiſter mit a
heit Arbeit verſprochen worden ſei. Aus Freude darüber habe er
in der Zeit zwiſchen der Vorſtellung vor dem Meiſter und dem
Chef „einen Kleinen genoſſen“. Das ſei aber nicht ſchlimm geweſen. Kläger verlangte 48 Mk. Lohn für 14 Tage wegen Nicht

einſtellung. Da aber der Werkmeiſter ausſagte, er habe den
Kläger bei dem noch nicht feſtgemachten Engagement auf die
Folgen des Alkoholgenuſſes aufmerkſam gemacht, wurde die Klage
des e für ausſichtslos erklärt. Die Parteien einigten
ſich ſchließlich dahingehend, daß Kläger von der beklagten Firma
3,650 Mk. erhielt.

Einen Vergleich ſchloſſen zu der Arbeiter Thiele und die
Firma Keferſtein (Papierfabrik). Kläger verlangte 11 Mk., da

näher und näher kamen. Da breiteten ſie die langen Schwin-
en aus und waren bald, der Biegung des Bettes folgend,
inter der nächſten Uferbank verſchwunden.
„Dort liegt die Station!“ rief da Walker, mit dem linken

Arm vorausdeutend. „Das iſt der r von dem in
Zeit der ſchwarze Krüppel ſein Signal gegeben gleichahinter müſſen die Häuſer ſtehen. 8 kann den aufwir

welnden Rauch ſchon über den Büſchen erkennen.
„Und dort!“ rief Mac Donald und ergriff mit der einen Hand

Begleiters Arm, während die andere faſt unwillkürlich
as eigene Tier einzügelte.
„Was? wo?“ rief Walker und folgte mit den Augen dem

Blick des Freundes; „ha, beim Himmel fuhr er auch gleich
darauf mit unterdrückter Stimme fort, indem er ſein Pferd
ebenfalls zum Stehen brachte „die beiden jungen Damen
und genau an derſelben Stelle, wo ich Sie damals, Mac Do
nald, mit Miß Sarah in ſo eifrigem fand. Ma-bong mag die Tiere zu van ren wir ſelber wollen die
Damen ülberraſchen. h offe doch wenigſtens, daß wir einen
freundlichen Willkommen finden!

Er ſprang aus dem Sattel, und ſeinen Zügel dem a
zuwerfend, der auch Mac Donalds Pferd unter ſeine Obhut
nahm, ſchritten die beiden Männer raſch aber geräuſchlos
der Stelle zu, wo ſie die lichten Kleider der jungen Mädchen
hatten durch die Büſche ſchimmern ſehen.

Walker hatte recht die Stelle war die nämliche, und doch
der Platz ſelber wie verändert ſeit der Zeit, als er zum letzten
mal ihn betreten. Es war Sarahs Lieblingsplätzchen geworden,
und manche liebe und doch auch wieder in der Erinnerung ſo
bittere Stunde hatte ſie hier allein oder in Geſellſchaft der
Schweſter ſchon verträumt.

Von den Brüdern war ihnen dabei der Platz gar freundlich
errichtet worden. An den mächtigen Gumbaum, der dort
ſtand, lehnte ſich eine niedere queme Bank, und die inAuſtralien ſo üppig wachſende Paſſionsblume wand ſchon ihre
Ranken um für ſie aufgerichtete Geſtelle und verſprach im näch
ſten Jahre eine dichtſchattige, freundliche Laube.

Auch heute hatten die beiden Zunge den kühlen Platz
eſucht, und während Lisbeth an dem Stamm des Gums
ehnte und auf den raſch vorbeiflutenden angeſchwollenen

niederſchaute, blätterte Sarah in einem auf ihrem
choße liegenden Buche ſchloß dieſes endlich und blickte ſin

nend auf die alte Kugelwunde, die der Einband tru„Deine Lalla Rookh müßteſt Du aber eigentlich doch jetzt
auswendig können!“ lächelte Lisbeth, ſich zu ihr wendend; a

u doch das ganze Jahr darin ſtudiert, als ob Du jeden Vers
ehalten wollteſt. Komm, Saragh,“ hie ſie dann zlicher

hinzu, als ſie mehr fühlte wie ſah, daß die Worte die Schweſter
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Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle a. S., den 23. Januar.
Vorſitzender: Landgerichts-Direktor Schubert Ankläger:

Staatsanwalt P arg e.
Geſchäfts gründung.Eine betrügeriſcheEin wegen Betrugs und Dievſtahls ſchon erheblich vorveſtrafter

Schmied von hier eroſſnete am 1. Juli v. J. eine „Wud- und
Gentügelhandlung“ mit zwei Verkaufsläden in der Leipziger-
und Bruderſtraße. Bisweilen betitelte er ſeine Gründung auch
„Geflügelmaſtanſtalt mit offenen Verkaufsläden“ oder „Ge ügel
Großſchlachterei. Schon die Ladenein. ichtungen vermochte er
nicht vol zu bezahlen. Auch zur Entrichtung der Ladenmiete,
die pranumerando gezahlt werden ſollte, fehlte ihm das notige
Geld. Der ſchon bei der r brankrotte „G.oß-händler ſetzte ſeine Haupthoſſnung auf das Engagement „kau-
tions e Angeſtelter. Jn der Merſeburgerſtraße hatte er
ſich umlichkeiten für einen „Geflügelhof“ gemietet. Für die-
ſen engagierte er ſtolz einen Verwalter, obwohl die angeblich
zu verwaltende nur in zehn Hühnern und drei
Gänſen beſtand. Ein Militärinvalide mit 300 Mark Erſpartem
war ſo unglucklich, auf das Engagement hineinzufallen. Als
ihm ſchon nach kurzer Zeit ſen Verwaluzerpoſten bedenklichvorkam, verlangte er ſeine 300 Mark Kaution zurück, empfing

aber zu ſeinem Erſtaunen von dem Herrn Prinzipal die Be
lehrung, das Geld ſei nicht als Kaution, ſondern als „Ein-
lage“ gefordert worden und dementſprechend im Geſchäft mit
verwendet. Eine Naherin ließ ſich als Verkäuferin engagieren;
auch ſie ſollte 300 Mark Kaution konnte aber zu r
Glück zunächſt nur 30 Mark anzahlen, die der Herr Chef in
des einſtweilen auch ganz gern einſtrich und ebenfalls als
„Einlage“ verwertete. Sogar ein Lageriſt wurde angenom-men; von der verlangten Kaution in Höhe von 400 er
raffte der Herr Geflügelhändler vorläufig eine Anzahlung von
150 Mark. Schon Mitte Juli war es mit der großartigen
Geſchäftsgründung zu Ende, da die Beſitzer der Läden wegen
der noch immer nicht erfolgten a m miß-trauiſch wurden und das Inventar mit Beſchlag belegten.
Trotzdem fuhr der Menſch noch bis zum Auguſt fort, „kau
tionsfähige Angeſtellte zu ſuchen. Er trat mit einer ganzen
Anzahl von Stellenſuchenden in Unkerhandlung und redete
ihnen vor, außer in Halle habe er auch noch Geſchäfte in
Köthen und Leipzig, auf dem Leipziger Markte ſogar einen
beſonderen Stand. Die Mehrzahl der Bewerber ſchöpfte jedoch
noch rechtzeitig Verdacht und zog ſich ungerupft zurück. Jn
zwei Fällen aber glückte es dem Gauner noch, 500 Mark und
50 Mark zu erliſten. Er für immer eine ganze An
zahl Vertragsformulare bei ſich. Einen Teil der erſchwindel
ken Kautionen hat er auf Drängen der Geprellten, die ihmmit dem Staatsanwalt drohten, zurückgegeben Rach ſeiner
Verhaftung r er ſich hinter „Geiſtesgeſtörtheit“ zu ver
ſchanzen. Die irrenärztliche Unterſuchung hat ihn jedoch für
urechnungsfähig, wenn auch etwas anormal, befunden. Vorer raſanne verteidigte er ſich ganz geſchickt, wollte nie-

ämtliche Kautionen von vornherein als
ei verfügen konnte, ausbedungen haben.

Der Staatsanwalt a gegen ihn n Zuchthausu fünf Jahren Ehrverluſt. Das Urteil lautete auf zwei

manden betrogen und
Einlagen, über die er

Jahre ſechs Monafe Jean 1050 Mark Geldſtrafe und
fünf Jahre Ehrverluſt. Der Angeklagte ſo anz raffiniert zu
Werke gegangen und habe in hochſt gewiſſen oſer Weiſe unbe-
mittelte Leife um ihr ſauer Erſpartes betrogen oder zu be-
trügen verſucht.

Einbruch im Rückfalle. Ein ſchon oft vorbeſtrafter
Kellner und Militärinvalide, unter ſeinen Bekannten „Baron“

verletzten „laß die trüben und traurigen Gedanken, die Dir
nun ſchon die langen Monde am Herzen nagen. In wenigen
Wochen kann Mr. Bale zurück ſein, und wir erfahren dann
jedenfalls Gewiſſes auf die Briefe, die Vater geſchrieben. HalteDich nur immer an die gute, wenn auch mit keiner Unterſchrift
berſehene Botſchaft, die wir bekamen; jedenfalls hat ſie ein
Freund geſandt der keinen Grund haben kann, uns zu

täuſchen. ß„Du haſt recht,“ ſagte Sarah „wir wollen hoffen! Aberheute gerade, ich weiß eigentlich ſelber nicht weshalb, iſt mir
ſo wunderbar ängſtlich zumute.“

„Weil wir die Briefe heute abgeſandt,“ ſagte Liesbeth;
„aber ſieh, da wwwegece da drüben auf dem Wege
ührt ein Diener zw erde.“nd iſt ſchwarze Polizeil“ rief Sarah, plötzlich mit jähem

Schreck von ihrem Sitz emporfahrend.
„W ich glaube, Du haſt recht,“ ſagte auch Liesbeth,den vie et den Pferden wendend; „der dunkle,

ſchwarze Kopf und die blaue Uniform aber wo ſind die
Reiter„Hier, mein Fräulein,“ ſagte in dieſem Augenblick, kaum
zehn Schritte von ihr entfernt, eine lachende Stimme „und
ausnehmend erfreut, Sie ſo wohl und munter zu treffen.

rer rief Liesbeth und wurde totenbleich
„Leutnant Walker und„Kapitän Walker, wenn ich bitten darf,“ lächelte der junge
Mann mit einer leichten „und hier,“ ſetzte er
inzu, indem er ſich umwandte u die Hand dem dicht hinter

ihm folgenden Mac Donald entgegenſtreckte „ein alter
reund Jhres Hauſfes, den ich mir nur auf kurze Zeit vonWenn gebor hatte und nun, an Geiſt und Körper gekräftigt,

wieder überliefere. Aber beim Himmel, Mac Donald, haben
Sie die Sprache verloren, daß Sie mich die Anrede hier ganz
allein halten laſſen

„Mac Donald,“ rief Liesbeth ganz erſtaunt und verwirrt,
vnd ihr Blick flog von dem Wiedergekehrten zur Schweſter hin
über, die zitternd, keines Wortes mächtig, an dem Gumſtamm
lehnte.

Mac Donald war mit wenigen Schritten an ihrer Seite.
Sarah meine liebe liebe Sarahl!“ flüſterte er ihr zu,

indem ſein Arm die zarte, ſchwankende Geſtalt umfaßte und
ützte.„Sind Sie noch böſe auf mich, Miß Lisbeth?“ fragte Walker

in dieſem Augenblick das junge Mädchen, indem er den Arm
der darüber wirklich überraſ ngeergriff, in den ſeinigen mit ihr, ohne auch nur die
wir Notiz von dem andern Paare zu nes dem Hauſe

zuſchritt (Schluß f
en jungen Dame ohne weiteres

nants ſtahl er Kleidungsſtücke und Seinem Kol
legen, einem gleichfalls W viel vorbeſtraften Kellner, gab er
einen Mantel ab. Vie ſachen hat der Beſtohlene wieder

alten. Die Strafkammer verurteilte den Ein wegen
R diebſtahls zu zwei Jahren Zuchthaus und Jahren
Ehrverluſt, den Komplizen wegen lerei zu ſechs Monaten
Gefängnis.

Oen eigenen Bruder beſtohlen.Roheitsvergehens ſchon mehrfach vorbeſtrafter 31 jähriger Ar-
beiter von hier entwendete am 5. November v. J. ſeinem
Bruder, einem armen Krüppel, aus dem verſchloſſenen Küchen
ſchrank ein Portemonnaie mit 25 Mark Jnhalt. Die Straf-
kammer rügte die Tat und ahndete ſie mit einer Gefängnis-
ſtrafe von vier Monaten.

Schöffengericht.
Erlebniſſe eines Fremdenlegionärs. Ein hieſiger Kontorbote

e bei einer Holzfirma im Jahre 1907 den Auftrag erhalten5 Mk. nach der Voſt r r Er unterſchlug das Geld,
ſtaffierte ſich neu aus floh mit dem Reſtbetrage nach Frank
reich. Dort will er früher 17 Jahre bei der Fremdenlegion ge
dient, ſich eine ſchwere Nervenerkrankung g. en und ine
Unterſtützung erhalten haben. Nur durch feine Dienſte in dem
fremden Staate will er körperlich vollſtändig heruntergekommen
und dann in die größte Not geraten ſein. Er wurde zu einem
Monat Gefängnis verurteilt.

Aus den Nachbarkreiſen.
Zeitz, 24. Januar. Zur Gemeindevertreterkonferenz.

Nachdem nun wohl die letzten Gemeindevertreter gemeldet ſind,
iſt das Material an alle verſandt. Die ausgefüllten Fragebogen
ſollen bis zum 27., alſo bis Mittwoch, beſtimmt an den GenoſſenLeopoldt zurückgeſandt werden. Nach den Meldungen haben wir
in drei Städten ſechs und in 47 ländlichen Ortſchaften 70 Ver
treter. Hoffentlich bringen uns die im Februar und z in
einigen Orten ſtattfindenden Wahlen neuen Zuwachs, die Mehr
h der Wahlen finden in den Städten in dieſem
November, in den ländlichen Ortſchaſten im nächſten Jahr im
März ſtatt. Die Arbeiten für die Naturaliſationen mancher
Arbeiter ſollen alſo bald beginnen, Material dazu iſt immer vom
Zentralvorſtand zu erhalten.

Zeitz, 24. Januar. Verſammlung der weiblichen Mit-
glieder des Sozialdemokratiſchen Vereins. Dienstag
abend findet die erſte diesjährige Verſammlung der weiblichen
Mitglieder ſtatt. Genoſſe Ad. Thiele- Halle wird über den
grundlegenden Teil des Parteiprogramms ſprechen und es iſt
notwendig, daß alle Frauen kommen, um zu erfahren, daß die
Sozialdemokratie ſein muß. Jn vier Wochen ſoll dann wieder
eine weitere Verſammlung ſtattfinden, in der die Forderungen
des Programms erläntert werden. Wir erſuchen nun alle Ge
noſſen, ihre Frauen auf die Verſammlung für morgen aufmerk-
ſam zu machen, falls ſie es nicht ſelbſt leſen. Männliche Mit
glieder haben Zutritt, ſoweit es der Raum zuläßt.

Zeitz, 24. Januar. Meißner Zuſchußkaſſe. Heute, Mon
tag, abend findet die Generalverſammlung bei Kämpfe, Schützen
ſtraße, ſtatt. Es handelt ſich um den Jahresbericht, Wahlen des
Vorſtandes und Kaſſenangelegenheiten. Die Mitglieder ſollen
vollzählig kommen, da ſie ſich dort über alle ſie betreffenden An

elegenheiten informieren können. Gerade dem Kaſſen und Ver-
icherungsweſen muß mehr Jntereſſe entgegengebracht werden.

Zeitz, 23. Januar. (E. B.) Was Verſprechungen von
Unternehmern wert ſind, zeigen wieder einmal die Wochenverdienſte
der hieſigen Korbmacher. Jn der letzten öffentlichen Korbmacher
Verſammlung brachte der Referent auch die Verdienſte der Korb
macher während der letzten ſechs Wochen des Jahres 1908 zur
Kenntnis der Kollegen. Aus dieſer Liſte wollen wir heute nur
die Firma Wünſch u. Pretſch herausgreifen. Auch deren
Jnhaber erkannten im Jahre 1907 tariflich einen Mindeſtlohn
fur Durchſchnittsarbeiter von 40 Pfg. pro Stunde für Korbmacher
und 25 Pfg. für Arbeiterinnen an. An eine Einlöſung dieſes
Verſprechens aber denken grade die Jnhaber dieſer Firma am
wenigſten. Da noch eine 10ſtündige Arbeitszeit herrſcht, müßten
doch die Korbmacher mindeſtens 24 Mk. pro Woche verdienen.Es iſt aber ſetgeſtellt daß die Firma den Korbmachern Löhne
von 14—22 Mk. pro Woche auszahlen läßt. Und dabei haben
wir die ſchwachen Kräfte noch unberückſichtigt gelaſſen. abei
geht jetzt das Gerücht um, KinderwagenFabrikanten einen
allgemeinen Fiſchzug planen. Die Korbmacher mögen auf der Hut
n damit ihnen ihr kärglicher Verdienſt nicht noch mehr ge
ſchmälert wird. Wenn die Herren glauben, leichtes Spiel zu haben,
ſo werden ſie ſich gewaltig ſchneiden.

Anſtatt nun jetzt ihre elenden Korbmacherlöhne ihrem Ver-
ſprechen gemäß zu regeln, wirft die Firma Wünſch u. Pretſch
einfach zwei Korbmacher aufs Pflaſter. Gründe brauchen ja nicht
angeführt zu werden. Jn dieſem Falle hat die Firma aber doch
durchſickern laſſen, warum Leute entlaſſen werden. Erſchienen
doch kürzlich einige Notizen im Volksblatt, welche ſich mit der
Firma befaßten; da brauchte man einen Sündenbock. Was geht
es der Firma an, wenn ſie die falſchen erwiſcht. Sie glaubt, ihre
Macht am erſten beſten auslaſſen zu können. Glaubt doch die

jetzt Oberwaſſer zu haben, indem ſie meint, ſie bekommen
eute genug. Je nun, die Zeiten ändern ſich und auch für die

Korbmacher werden beſſere Verhältniſſe kommen.
Gegenwärtig aber iſt Herrenhochmut Trumpf. Da kann den Ar

beitern ſchon mal etwas geboten werden. Jetzt mutet die Firma

Ein we

ahr im

wieder den Korbmachern zu, das Rohr ungeweicht zu verarbeiten,
da es nach dem Einweichen dunkel wird. Möge ſie nur für gutes
r ſorgen, dann wird auch der junge Herr nicht nötig haben
u fragen wer den Murks geliefert habe. Auch ſchwarze Liſtenſcheinen die Fabrikanten in Händen zu haben. An die Korbmacher

und an alle ſonſtigen Arbeiter in der KinderwagenJnduſtrie aber
richten wir erneut die Aufforderung Organiſiert euch!

Weißenfels, 23. Januar. (E. B.) Gewerbegericht. Vor-
ſitzender: tadtrat Krauſe, Beiſitzer: Reſtaurateur Hartmann und
Schloſſer Zwirnmann. Es klagte der Kellnerlehrling Probſt gegen den
Hotelier Abel auf Herausgabe von 75 M. rückſtändigen Lohn. Beklagter
r Gegenklage erhoben in Heht von 92,30 M. Es kam ein

ergleich zuſtande, der Beklagte zahlt den Lehrling 30 M. d
klagte der Schnittfräßer Schulze gegen den AusputzFabrikantey

eine S i e der W. n en re

Hünger auf 14 Tage Lohn wegen ſofortiger Entlaſſung. Auch hie
eklagter beſchäftigt den Kläger nochkam ein Vergleich zuſtande.

Mit der weiteren Forderung wurde derbis zum 30. d. Mts.

Kläger abgewieſen. tWeißenfels, 13. Januar. (E. B.) Der Bildungsausſchuß verr Milttwoch, den 27. d. Mts., einen Theater-
abend, bei welchem das Schönebecker TheaterEnſemble, welches
beim erſten Theaterabend einen großen Erfolg erzielte, Anzzarnvere

errer von Kirchfeld zur Aufführung bringen wird. Preiſefür dieſes a wegen der höheren Unkoſten um eine Kleinigkeit

erhöht. tchen
Teuchern, A. Januar. (E. B.) Ein „Hofmeiſter“, wie

er nicht ſein ſoll, iſt auf dem hieſigen Rittergute beſchäftigt.
Was der Herr ſich in bezug auf die Behandlung der Arbeiter
herausnimmt, iſt mitunter nicht mehr ſchön. Morgens kurz nach
fünf Uhr ſchon hört man, daß der Hofmeiſter ſein Tagewerk
begonnen hat. „Jhr gottverdammten faulen Hunde, macht daß
ihr rauskommt“ iſt der übliche Morgengruß. Der Hofmeiſter

ſcheint nicht mehr daran zu denken, daß auch er einſt als ein
facher Grubenarbeiter ſein Brot verdiente. Aber jetzt kann er
4 ja derartige Aeußerungen erlauben, ſteht ihm doch, wie er

tet, der Schutz des neuen Jnſpektors zur Seite. Dieſer
Schutz ſcheint ſich nun auch auf den Sohn des Hofmeiſters zu
erſtrecken, denn der junge Mann iſt auch ſchon in der Art ſeines
väterlichen Vorbildes tätig. Der Apfel fällt bekanntlich nicht
weit vom Stamm.

Leider können die Arbeiter ſich gegen eine derartige Behand-
lung wenig wehren, gehören doch nur einige von ihnen der
Organiſation an. Erſt wenn dies bei allen der Fall ſein wird,
dann werden auch die Herrenmanieren jener „Hofmeiſter“ ſehr
bald verſchwinden.

Bornitz, 24. Januar. (E. B.) Orden für Schulkinder.
Ein kfomiſches Mittel hat hier der Lehrer Worak ſich erwählt, um
den Kindern „Liebe zum Kaiſer“, Patriotismus uſw. einzuimpfen.
Jn der letzten Woche ſtellte er an ſämtliche Kinder die Frage, wer
zu Kaiſers Geburtstag einen Orden für nur zwölf Pfennige haben
wolle. Die Kinder, welche verneinten, wurden gefragt, ob ſie ihren
Kaiſer nicht lieb hätten. Die Kinder fonnten auf eine ſolche Frage
natürlich nicht antworten. Der Lehrer W. ſcheint alſo die „Liebe
um Kaiſer nach der Zahl der verkauften Zwölfpfennigorden zu
chätzen. Auch kein übler Maßſtab. Unter Großen glaubt man

oſtmals die Verdienſte nach der Zahl der hunten Bleche ſchätzen zu
können, warum alſo unter Kindern nicht die „Liebe zum Kaiſer“
nach Pappſtücken Uebrigens ſollte Herr W. wiſſen, daß der Ar
beiter bei den heutigen Verhältniſſen nicht zwölf Pfennig für Tand
ausgeben wird.

Bitterfeld, 23. Januar. Ein entarteter Menſch. Der
wegen Sittlichkeitsverbrechens bereits vorbeſtrafte 29 jährige Ar-

beiter Auguſt Wagner, verheiratet und Vater von zwei Kindern,
vergriff ſich im September v. J. hier an vier Schulmädchen in
unſittlicher Weiſe. Nach längerer Verhandlung unter Ausſchluß
der Oeffentlichkeit wurde der Unhold von der Strafkammer unter
Zubilligung mildernder Umſtände zu einem Jahre drei Monaten
Gefängnis nebſt drei Jahren Ehrverluſt verurteilt

Bitterfeld, 24. Januar. (E. B.) Arbeiterriſiko. Am
Sonnabend vormittag verunglückte in der hieſigen Aktienbrauerei
der Maurer G. Schleif ſo ſchwer, daß ſeine Ueberführung nach
dem Krankenhauſe angeordnet werden mußte.

Klein-Kroſtitz, 23. Januar. Strafbare Selbſthilfe. Der
19 jährige Schweizer Robert Praſſe in KleinKroſtitz hatte einen
Gutsarbeiter aus Ruſſiſch-Polen im Verdacht, ihm ſein Zigarren
etui geſtohlen zu haben. Eines Tages drang er in die Kammer
des Verdächtigten in deſſen Abweſenheit ein und durchſuchte deſſen
Kleidungsſtücke nach dem vermißten Etui. Als er es nicht fand,
dachte er wütend: „Na warte, nu will ich dir aber auch was weg
nehmen!“ Er begnügte ſich jedoch nicht bloß mit „etwas“ ſondern
r ſich gleich eine ganze Menge Sachen an. Sogar eine
Mundharmonika nahm er an ſich. Einen Teil des Entwendeten
ſchenkte er dem Schweizerlehrling Guſtav Beyer, vor dem er ſich
ſeiner Revanchetat noch offen rühmte. Beyer ſoll ſich, ſeitdem er
ſich dem Schweizerberuf zugewendet hat, in ſeinem Betragen ſehr
verſchlechtert haben. Obwohl erſt 16 Jahre alt, hat er bereits
eine Vorſtrafe wegen Bedrohung aufzuweiſen. Praſſe muß ſeine
eigentümliche Selbſtjuſtiz nun mit drei Wochen Gefängnis büßen.
denn prde wegen Hehlerei zu drei Tagen Gefängnis bedingt
verurteilt.

Schkeuditz, 24. Wnrgr Achtung, Kürſchner und Hilfs-
arbeiter Jn der Rauchwarenzurichterei von Paul Kunath i
Schkeuditz ſind wegen Einführung des neuen Lohntarifes Differenzen
ausgebrochen. Am Sonnabend ſind ſämtliche Kürſchner in den
Ausſtand getreten. Wir erſuchen, die Arbeitsangebote derFirma ſtrengſtens abzulehnen.

Die Verwaltung der Zahlſſtelle Schkeuditz
des Deutſchen chnerverbandes.

Schlettau, 23. Januar. (E. B.) Wegen Jagdvergehens
waren vier Arbeiter von hieſigen vor dem Halle
ſchen Schöffengericht angeklagt. Sie ſollten verſucht haben auf
den hieſigen Fluren mit Haſenſchlingen Haſen zu fangen. Ein
Gendarm hatte die vier in der Nähe, wo die Schlingen aufgeſtellt
waren, erwiſcht, aber alle vier Angeklagte beſtritten, die Schlingen
aufgeſtellt zu haben. Der Amtsanwalt beantragte gegen die vierje eine Woche Gefängnis. Das Gericht nahm mit vor Sicher
heit an, daß mindeſtens einer der Angeklagten die Schlingen
aufgeſtellt hat. Da es aber nicht feſtſtellen konnte, wer der Täter
eweſen war, mußte es zur Freiſprechung aller vier Angeklagten
ommen.

Aunaburg, 24. Januar. (E. B.) Arbeiterfreundlichkeit
und Arbeiterwohlwollen! Der Direktor der Steingut-
fabrik, Akt.Geſellſch., welcher ſich bei jeder Gelegenheit als ſehr
arbeiterfreundlich aufſpielt, hat jetzt bewieſen, wie weit ſeine
Arbeiterfreundlichkeit reicht. Als dieſer Herr im Jahre 1903 ſeinen
Poſten als Direktor antrat, war die Fabrik ſoweit herunter, daß
nur noch der Sack zugeſchnürt werden brauchte. Damals wußte
der Direktor aber ganz genau, daß nur mit Hilfe der Arbeiter
der Betrieb wieder hoch zu bringen iſt. Die Arbeiter erkannten
auch die Notlage an und ließen ſich einen Lohnabzug von
Prozent ruhig gefallen, denn der Direktor hatte ihnen ja das Ver-
ſprechen W ſobald ſich der Betrieb hebt, alles wieder gut zu
machen. In der günſtigen Konjunktur hatte dann dieſer Herr
auch das Glück, das Geſchäft mit Hilfe der Arbeiter r u
bringen, daß die Prozente der Aktionäre von Jahr zu Jahr
ſtiegen. Jn den letzten drei Geſchäftsjahren konnte man denn,
trotzdem fortwährend e und immer reichliche Abſchreibungen
gemacht wurden, zwölf Prozent zur Verteilung bringen. Wie
war nun das Entgegenkommen den Arbeitern gegenüber Lange
genug hat es gedauert, ehe die Arbeiter etwas von dem zurück
erhielten, was ihnen früher genommen worden war. Aber nicht
etwa der Direktor iſt gekommen und hat ſein Verſprechen ein
gelöſt, ſondern er ließ ſich fortwährend von den Arbeitern daran
erinnern. Die Arbeiter aber, welche die Dreiſtigkeit beſaßen und
den Direktor an ſein Ehrenwort erinnerten, wurden an die Luft
geſetzt. Natürlich hatte man andere Gründe hierzu gefunden.

Das war nun in der Hochkonjunktur. Als aber im vorigen
Frühjahr die allgemeine Kriſe hereinbrach, ging die Sorge für die„armen“ Aktionäre los. Die Arbeiter hatten ſich ja in der guten

ar ſehr viel geſpart, denn die Löhne waren ja ſo hoch, daß die
rbeiter reiche Leute geworden wären, wenn es ſo weiter ging.

So hatte es ſich natürlich der Herr Direktor vorgeſtellt, denn ſo
bald das Geſchäft nicht ſo ging, wie es ſollte, ſchob man Arbeiterab. Natürlich ſucht man ſich bei dieſer Gelegenheit nur ſolche
Arbeiter heraus, die der Direktion nicht ſo recht paſſen, denn
ev hatte man ja die beſte Gelegenheit dazu. So iſt es denn
m vorigen Jahre ſchon vorgekommen, daß man aus dem Be

trieb, wo über 500 Arbeiter de ſind, ganze r Mann
angeblich wegen „Arbeitsmangel“ kündigte. Wie Glück waren
es nur ledige Arbeiter, denn „die Familien ſollen nicht unter
der Kriſe leiden“, nach Ausſpruch des Direktors. Aber in
dieſem Jahre ſcheint man anders anzufangen. Kurz nach dem
Feſt der Liebe wurden wiederum acht Arbeiter wegen „Ar-
beitsmangel“ gekündigt, um den armen Aktionären die Divi-
dende nicht zu kürzen. Aber diesmal wurde auch ein Fami-
lienvater mit entlaſſen. Obwohl es ſchon für Ledige i
ſchlimm iſt, auf die Straße geworfen zu werden, ſo iſt es für
Familienväter noch viel ſchlimmer, jetzt die Arbeit zu ver-

Ueren. So alſo ſieht die vielgeprieſene Arbeiterfreundlichkeit
aus, ſo lange das Geſchaft gut e kann man die Arbeiter
gebranchen, da werden dieſe bis über ihre Kraft hinaus trab
tiert, um die Geldſäcke zu füllen. Stockt es aber nur einiger
maßen, dann werden die Arbeiter abgeſchoben, ſie haben ihre
Schuldigkeit getan, ſie können ſehen, wo ſie nun bleiben.
M e jeder Arbeiter aus dieſem Vorgang die richtige Lehre
ziehen.

Bo 23. Januar. (E. B.) Erledigte Gemeinderatsmandate. Virs den des Direktors er von
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der Mill e, der nunmehr einer Villa in der Dresdner Pflege
von der ſchweren Arbeit des „Brikettmachens“ außen iſt ein
Gemeinderatsmandat der erſten Klaſſe erledigt. Auch in der
zweiten Klaſſe iſt ein Mandat frei geworden durch den Tod des
enſionärs Wittſchas. Dieſer Herr war in kommunalen Dingen

vielfach auf unſerer Seite, er war von den Werken unabhängig
und da er wenn auch ein politiſcher Gegner ſehr anſtändig
und objektiv war, wird er in der Gemeindevertretung recht ungern
vermißt. Wiewohl es für uns nicht ausgeſchloſſen iſt, im Laufe
der Zeit auch in die zweite Klaſſe einzudringen, werden wir doch
diesmal vorausſichtlich uns ſelbſtändig an der Wahl für die
zweite Klaſſe noch nicht beteiligen und uns nur darauf beſchränken,
mit aller Kraft zu verhüten de irgend ein r rder Millygrube gewählt wird. ſie erſte Klaſſe wird ganz von
ſolchen Vertretern beherrſcht und iſt daran wenig zu ändern. Die
dritte Klaſſe iſt in unſeren Händen und würden unſere Gegner
auch in Ausſicht haben, in dieſe einzudrängen.

Erfurt, 24. Jan. „Volksgerichts“ urteil. Jn der be
endeten erſten Schwurgerichtsperiode wurde an 11 Tagen gegen
19 Perſonen verhandelt. Davon wurden 17 Perſonen ver-
urteilt, und zwar ein J zur Todesſtrafe, vierAngeklagte zu 8 Jahren 10 Monaten Zuchthaus und 12 An-
eklagte zu 19 Jahren 10 Monaten Gefängnis; an

Freiheitsſtrafen wurden alſo insgeſamt 28 Jahre 8 Monate
erkannt. Nur zwei Angeklagte wurden von Schuld der Strafe
freigeſprochen.

Eiſennach, 24. Januar. Selbſtmord durch Erſchießen verübte
hier am Bahnhof der Hotelier Adolf Baumeier aus Halle.
Grund des Selbſtmordes iſt unbekannt.

Aus den Gemeinden.
Torgau. Jn der Sitzung vom 21. Januar wurde von ver

ſchiedenen Eingängen Kenntis genommen. Einer Eingabe,
die für die Kinderbewahranſtalt beſchloſſene Erhöhung der
Pflegegelder erſt am 1. April eintreten zu laſſen, wurde Rech-
nung getragen. Eine Etatsüberſchreitung beim Bau des
Kohlenſchuppens im Krankenhauſe wurde bewilligt. Die Koſten
für die Errichtung eines Bootshauſes, Landungsſtelle uſw. für
das Schulrudern des Gymnaſiums wurden einſtimmig (Siehe
Notſtandsarbeiten!) bewilligt. Ein kürzlich erworbener Acker-
plan wurde verpachtet. Zur Reform der höheren Mädchenſchule
wurde beſchloſſen, daß die Mädchenſchule ihre jetzige Geſtalt be-
dalen ſoll, aber vom 1. April ab „gehobene Mädchenſchule“
ſeißt mit dem Lehrplan einer höheren Mädchenſchule. Bei ge
nügender Schülerinnenzahl ſoll ihr eine 10. Klaſſe angegliedert
werden. Jn der nichtöffentlichen Sitzung wurde noch die
Penſionierung des Sparkaſſen-Kontrolleurs Bergk beſchloſſen.

Für uns war der wichtigſte Punkt die Schaffung von
Notſtands arbeiten. Der Magiſtrat hat es abge-
lehnt, zur Schaffung von Arbeitsgelegenheit für die Arbeits-
loſen einen beſtimmten Betrag feſtzuſetzen, um ſo mehr, als
vom Magiſtrat ermittelt ſein ſoll, daß von den hieſigen 95 Ar-
beitsloſen nur 38 wirklich arbeitslos, die anderen zum Teil
Saiſonarbeiter, um Teil Arbeitsſcheue oder
von auswärts gebürtig ſein ſollen. Es ſoll jedoch für 30 Ar-
beiter Arbeitsgelegenheit geſchaffen werden dadurch, daß für
den fürſtlichen Lohn von 25 Pfg. pro Stunde das ſogenannte
neue Werk in der Nähe der Leipziger Chauſſee eingeebnet wer-
den ſoll. Die Gelder werden aus der Kämmereikaſſe bewilligt.
Natürlich ſei ein tüchtiger Aufſeher zu engagieren, damit die
Leute v etwas ſchaffen. Natürlich muß der Aufſeher mehr
Lohn erhalten. Alſo die Maurer, Zimmerleute,
Töpfer, Dachdecker und Maler ſind das Hungern
im Winter gewöhnt, denn die Herren Stadtväter mein-
ten, dieſe wären doch jeden Winter arbeitslos, folglich brauche
die Stadt für Arbeitsgelegenheit nicht zu ſorgen. Jntereſſant
war es, zu hören, daß ſich unter den „Arbeitsſcheuen“
2 Schloſſer, 2 Zimmerer und 1 Töpfer befinden, die Namen
dieſer wurden jedoch nicht geſagt. Gleichwohl ſcheut ſich der
Magiſtrat nicht, von einem arbeitsloſen Maler, den er
Arbeit nicht geben will, ein Bürgerrechtsgeld von
18 Mk. zu ve r r Der Maler ſoll ein mutmaßliches
Einkommen von 1000 Mk. haben. Wovon ſoll dieſer zahlen?
Wie ungerecht die Auswahl der Arbeitsloſen vor ſich ge-
gangen iſt, beweiſt, daß der Magiſtrat nur Arbeiter alsKrbeiitſhtoſe anerkennt. Müſſen die ſogen. Saiſon
arbeiter nicht auch im Winter ihre ſtädtiſchen Abgaben zahlen?
Folglich haben ſie e ein Recht auf Arbeit. Es wird Zeit,
daß ſich die e artei und die Gewerkſchaften beſinnenun einmal Stellung zur Stadtverordnetenwahl nehmen und

m ihre Kandidaten ins Stadtparlament zu bringen
(22. 1.
Holzweißig. Jn der Gemeindevertreterſitzung am 20. Januar

wurde für die Nachtwächter die Lieferung von Mäntel bewilligt.
Der Antrag die Leute mit Seitengewehren auszurüſten, wurde
abgelehnt, dagegen wurde der Vorſchlag, ſie mit Alarmhörnern
zu verſehen, angenommen. Die Arbeit in der Gemeindelehm-
grube wurde dem Nachtwächter Lingner übertragen. Der Lehmaus dieſer Grube ſoll an Altan en für den Arbeitslohn
abgegeben werden. Die Reuangeſe enen dagegen müſſen außer

Arbeitslohn noch 50--150 Pfg. bezahlen. Auf den Proteſt
unſerer Vertreter gegen die Zurückſeung der Neuangeſeſſenenerklärte der Gemeinde-Vorſteher, daß ſich dagegen nichts machen

ließ, denn in den Separations-Akten ſei ausdrücklich feſtgeſtellt,
daß die Lehmgrube Eigentum der 68 Altangeſeſſenen bleiben
muß. Zur Beleuchtungsangelegenheit wurde beſchloſſen, die
Generalverſammlung der Elektrizitäts-Genoſſenſchaft „Mul-
denaue“ abzuwarten und den n zu beauf-tragen, die Erklärung abzugeben, daß ſich die Gemeinde mit
8--10 Anteilen beteiligt. Ein weiterer Bureaugehilfe ſoll an
geſtellt werden und zwar mit einem Gehalt (1) von 600 (11)

ſteigend bis 1000 Mark. Weiter wurde eine Kommiſſion ge-wählt welche eine Petition betreffend Einrichtung einer Halte-

ſtelle der Eiſenbahn und Unterführung am Bahnübergang an
den Landtagsabgeordneten des Kreiſes einreichen ſoll. Sodann

kleine Sachen. (22. 1.) K. T.Bitterfeld. Jn der erſten Stadtverordneten-Sitzung am
19. Januar wurde der bisherige Vorſtand wiedergewählt. Bei
den Kommiſſionswahlen kam Genoſſe Menzel in die Verſchöne-
rungs- Kommiſſion. Hoffentlich wird dieſe ſich bald einmal mit
den Zuſtänden in der Deſſauer Vorſtadt befaſſen. Für den
ausſcheidenden Stadtrat Dr. Riedel wurde Herr Dietze mit 12
von 28 abgegebenen Stimmen gewählt. Recht komiſch war es,
daß bei den Wahlvorſchlägen, auch bei denen zum Vorſtand,

die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen wurde. Was hat denn das
ehrenwerte Kollegium vor der Bürgerſchaft zu verbergen Die
plaſne der Kämmereikaſſe wurde wegen rund 18 000 Mark
Ueberſchreitungen nicht erteilt, der Bericht geht zur Nach-
prüfung an die Kommiſſion zurück. Die Ueberſchreitungen ſollen
erſt nachbewilligt werden. Der Aufſtellung einer Laterne am
Töpferwall wurde zugeſtimmt. Ebenfalls zugeſtimmt wurde
den Landverkäufen an die Gemeinde Greppin, Gutsbeſitzer
Brettſchneider und Bauunternehmer Grünberger.
geſchloſſene Sitzung. (21. 1.) II.

Deuben. Jn der vom 18. Januar wurde die
Klageeinreichung in Sachen des Steigers a. D. Teumer be-
ſchloſſen. Einem Eehepaare wurde zur goldenen Hochzeit eine
Ehrung bewilligt. Die Beratung über Lichtanlagen wurde
vertagt. Eine lebhafte Debatte entſtand über Unregelmäßig-
keiten, die dem Paſtor Kleeberg zur Laſt legt werden. Eine
weitere Sitzung wird mit Hinzuziehung des Kirchenrates dar

über beraten. (21. 1.) A. W.Annaburg. Jn der letzten Gemeinderatsſitzung teilte der
Vorſteher mit, daß die Wahl der zweiten Klaſſe für ungültig er-
klärt worden iſt. Das Oberverwaltungsgericht hat dahin ent-
ſchieden daß Herr Lehrer H. wählbar W

Der Brennkalender wurde nach einigen Aenderugen angenom-
mern. Der Antrag des Brunnenbauers Gehlsdorf, den Brun-
nen in der Torgauerſtraße als Gemeindeeigentum zu über-
nehmen, wurde angenommen unter der Bedingung, daß der
Gemeindevorſtand den Brunnen prüfen ſall, ob er genügend
Waſſer gibt. Die Hälfte der durch die Unterſuchung entſtan
denen Koſten wurden bewilligt. Die alten Straßenlaternen
ſollen für jeden annehmbaren Preis verkauft werden. Der
Frau G. wurden zehn Mark bewilligt als Unterſtützung für die
Einſegnung einer Waiſe. (21. 1.) II. W.

Mllerlei.
Erneute Erdbeben.

Rom, 24. Januar. Sämtliche Obſervatorien Jtaltens zeigten
h gegen 4 Uhr ein heftiges Erdbeben in 3700 Kilo-
meter Entfernung an. Man vermutet als Erdbebenherd die
Gegend des Kaſpiſchen Meeres.

Dresden, 24. Januar. Jn Dresden wurden geſtern nach-
mittag in der Richtung Dresden- Freiberg mehrere
Erdſtöße verſpürt.

Neuyork, 23. Januar. Der Leiter der geologiſchen Ab
teilung des technologiſchen Jnſtituts in Boſton, Prof. Jaggar,
kündigte an, a wie aus ſeinen Beobachtungen hervorgehe,
infolge der jüngſten Ereigniſſe in Süd-Jtalien ein großer Aus-
bruch des Aetna zu erwarten ſei.

Die Kieler Unterſchleife.
Kiel, 24. Januar. Die Kieler Werftunterſchleife ziehen

immer weitere Kreiſe. Geſtern wurde der Marineoberwerk-
meiſter Riecken wegen Teilnahme an den Werftunterſchleifen
auf der Kaiſerwerft verhaftet. Nunmehr ſtehen zwölf Perſonen
unter Anklage.

Sieben Handwerksburſchen erſtickt.
Nach einer Meldung aus Peine erſtickten in der dortigen

Herberge zur Heimat geſtern nacht ſieben Handwerksburſchen,
die ſich wegen der herrſchenden Kälte im Stall ein Kohlenfeuer
angemacht hatten.

Wenn der Menſch „Schwein“ hat.
Eſſen-Ruhr, 24. Januar. Der Bauunterneymer Enslein

in einem Nachbarort hat von einem kürzlich verſtorbenen Ver
wandten in Amerika 26 Millionen geerbt.

Eine Schiffskataſtrophe.
Boſton, 23. Januar. Der Dampfer „Republic“ der White

Star Line iſt bei dichtem Nebel auf der Höhe von Nantucket von
einem unbekannten Fahrzeug angerannt worden. Der
Dampfer berichtet durch drahtloſes Telegramm, daß er ſchnell
ſinke. An Bord befänden ſich 220 Paſſagiere erſter Klaſſe, welche
ſich auf einer Vergnügungsreiſe nach dem Mittelmeer befänden.
Der Maſchinenraum des Schiffes ſtehe bereits unter Waſſer.
Sofort nach Eintreffen dieſer Nachricht ſind mehrere Schiffe,
darunter der „VBaltic von der Red Star Line und der franzö-
ſiſche der „Lorraine“ der Atlantic Compagnie, ſowie ein
Küſtendampfer und ein Zollkutter nach der Unfallſtätte abge-
gangen, um dem ſinkenden Dampfer Hilfe zu leiſten. Den
letzten Meldungen zufolge iſt der Zollkutter bereits an Ort und
Stelle eingetroffen, und hat das Rettungswerk begonnen. Man
hofft, daß ſämtliche Paſſagiere und die Beſatzung gerettet wer
den wird. Die hat in Neuyork ungeheures Aufſehen
erregt. Unter den Paſſagieren befinden ſich zahlreiche Milli-onäre, deren Angehörige jeden Augenblick Nachrichten über die

Kataſtrophe erwarten.
Weiter wird dazu noch gemeldet:
Boſton, 24. Januar. Die hieſige Börſe erhielt ein Tele

gramm, wonach der Dampfer „Florida“ mit 900 italieniſchen
Auswanderern und einem Teil der u der „Republic“
an Bord Unterſtützung verlangt haben. Man glaubt daher,
daß die „Florida“ das bisher unbekannte Schiff geweſen iſt,
welches den Zuſammenſtoß mit der „Republic“ hatte.

Ein jammervolles Daſein. Jn einem Heuſchober auf
freiem Felde bei Mannheim verbrannten in der Nacht vom
Sonnabend zum Sonntag fünf Obdachloſe, darunter eine

Briefßaſten der Redaktion.
H. Z., Nißma.

ſpricht, was der Fall zu ſein ſcheint, ſtehen zwei Wege zur Er-
langung eines wahrheitsgemäßen Zeugniſſes offen. Zuerſt Anrufung der Ortspolizei, welche, wenn das Zeugnis Beſchuldigungen
enthält, die den Dienſtboten am Fortkommen hindern würden,
welche Ermittelungen anzuſtellen hat und event. berichtigen muß.
Sonſt Zivilklage; unter Umſtänden auch Beleidigungsklage.

A. H., Merſeburg. Der Klub iſt nicht berechtigt, ſeine Un
koſten von den Gäſten bezahlen zu laſſen, dafür iſt er ſelbſt haft
bar. Ob Klage von Erfolg, iſt zweifelhaft, da der Klub keine
juriſtiſche Perſon ſein wird. Jmmerhin verſuchen Sie es mit
Zivilklage gegen den Veranſtalter.

B. M., 100 H. Das richtet ſich zunächſt nach dem Ortsſtatut
und in zweiter Linie nach den Satzungen der Knappſchaftskaſſe,

welche beide wir nicht kennen. Fordern Sie doch den Betrag
von der Knappſchaftskaſſe zurück.

Grosse
Posten Trikotagen
Hemden, Hosen, Jacken fär Damen, Herren und Kinder, sowie eine kleine Anzahl
Damen-Kombinationen, haben wir, um der bevorstehenden In ventur wegen damit
zu räumen in zwei Serien eingeteilt und verkaufen diese weit unter Preis.

Brummer BeiGrosse Ulrichstrasse 22, 23, 24.

Wenn das Zeugnis nicht der Wahrheit ent

e Secr S ſtmit den oſſenSch., Torſtraße. 1. Nein. 2. Können ja, dürfen nicht.
G., Dämmeritz. Zerartiee Anfragen

haupt nicht, da ſie von wenig ſchöner ſnnng eugen.
R., Wildſchütz. Wir nehmen an, daß es ſich um eine Voll

acht zur Vertretung des Vereins als juriſtiſche Perſon handelt.

hre Anfrage iſt nicht verſtändlichB., nfrage nihnsrorß. Es ws ſich u Schul oder Kirchenlaſten han

den i W ind ſraug t Gereret Beſeitigung iſt nur
möglich durch Beſchluß der Gemeinde-Vertretung. ßu. B. 1. Wenn Sie nicht bezahlt haben ja, ſonſt haben Sie
doch Quittung. 2. Nein.

Pieſteritz. Gräſer.
i. T. Sie müſſen alles zahlen. Es beſteht für Sie die

Verpflichtung, ſich zur Einſchätzung zu melden, wenn Sie über
gangen worden ſind.

S., Vottendorf. Die Desinfektion müſſen Sie dulden. Die
Zahlung der Gebühren richtet ſich nach Ortsſtatut und wird Jhnen
jedenfalls obliegen.

E. W. 11. An einem Orte brauchen Sie nur zu zahlen. Re
klamieren Sie in Zw. unter Beifügung der Steuerquittung in W.

J. H., Teuchern. So lange der Großvater des außerehelichen
Kindes lebt, kann von einem Erbteil nicht die Rede ſein, übri-
gens hat das Kind zu keinen Anſpruch darauf.

F. G. in W. Die Desinfektionsgebühr richtet ſich nach den
ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, in dieſem Falle alſo nach dem
Delitzſcher Statut, das für auswärtige Desinfektionen wohl
höhere Gebühren anſetzt. Auch in bezug auf die Zeit wird ſich
kaum etwas machen laſſen.

Tehte hachrſchten und Depeſchen.
Genoſſe v. Vollmar erkrankt.

Der Meldung eines bürgerlichen Preßbureaus zufolge iſt
Genoſſe v. Vollmar erneut ſchwer erkrankt; ſein Leiden beſteht
in einer ſchweren Herzerkrankung.

Zuſammenſtoß zweier Fiſchdampfer.
Geeſtemünde, 25. Januar. Der Geeſtemünder Fiſch-

dampfer „Montag“ iſt unweit des „Roten Sandes“ vom Nor-
denhammer Fiſchdampfer „Elſaß“ angerannt worden und ge-
ſunken. Der Kapitän und der Maſchiniſt des „Montag“ wurden
gerettet, die übrigen ſieben Mann der Beſatzung ertranken.

Der Aetna in Tätigkeit.
Rom, 25. Januar. Seit geſtern abend iſt der Aetna wieder

in voller Tätigkeit. Es finden fortwährend unterirdiſche Er-
ſchütterungen ſtatt.

Einer traut dem andern nicht.
Sofia, 25. Januar. Die Mobilmachung der 8. Diviſion

wird an maßgebender Stelle als Sicherheitsmaßregel gegen
einen türkiſchen Handſtreich bezeichnet. Bulgarien iſt eventuell
entſchloſſen, durch die allgemeine Mobiliſierung der Armee
die endgültige Löſung der Spannung zu erzwingen.

Geſtorbener Reichstagsabgeordneter.
Stade, 25. Januar. Der Reichstagsabgeordnete Reeſe

(natl.) iſt im Alter von 54 Jahren geſtorben. Er vertrat den
18. hannoverſchen Wahlkteis und ſaß, gegen den Sozialdemo-
kraten in der Stichwahl gewählt, ſeit 1906 im Reichstage.

Die Wahlrechts Demonſtration.
Berlin, 25. Januar. An den geſtrigen Straßendemon-

ſtrationen beteiligten ſich etwa 25 000 Arbeiter. Die Polizei
war übereifrig, und machte an verſchiedenen Stellen der Stadt
von der Waffe Gebrauch Das zweite Garderegiment und die
Alexandriner wurden bis abends 7 Uhr in den Kaſernen zurück
gehalten, bei den übrigen Truppenteilen blieben nur die älteren
Leute zurück. Zu ernſteren Zuſammenſtößen iſt es nicht ge
kommen.

Dortmund, 25. Januar. Jm Wahlkreiſe Hamm fanden
vier große gut beſuchte Demonftrationsverſammlungen ſtatt.
Straßendemonſtrationen erfolgten nicht.

Bülow, der Schweiger.
Berlin, 25. Januar. Der Reichskanzler wird im Land-

tage zu den Wahlrechts-Anträgen der Freiſinnigen keine
Stellung nehmen. Eine Meldung des Lokalanzeigers beſagt,
daß Bülow nach ſeinen Erklärungen vom 19. d. M. und früher
keine Veranlaſſung habe, noch in die Debatten einzugreifen.

Ob die Meldung des Lokalanzeigers eine Finte iſt, um auf
eventuelle Straßendemonſtrationen einzuwirken, kann man
nicht ſagen.

Ohne Legitimation kein Zutritt!
Berlin, 25. Januar. Den Landtagsabgeordneten iſt ſo

eben durch Eilboten mitgeteilt worden, daß heute die Pringz-
Albrecht-Straße polizeilich geſperrt ſei. Nur Abgeordnete, die
ſich durch Karten legitimieren können, dürfen paſſieren.

Sie ſollen brummen.
Dresden, 25. Januar. Von den am Wahlrechtsſonntag

Verhafteten, ſpäter aber wieder Freigelaſſenen, hat eine An
zahl Strafmandate über 3 bis 14 Tage Haft erhalten. Den ſo
Bedachten wird Teilnahme an einem nicht genehmigten Umzug,
Lärmen, grober Unfug uſw. vorgeworfen.
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